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Schriftlidier Berldit 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über das Zivilschutzkorps und über den 

Zivilschutzdienst 

— Drucksache IV/2106 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lautenschlager 


Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundes- 
regierung mit Datum vom 20. März 1964 eingebrach- 
ten Entwurf eines Gesetzes über das Zivilschutz- 
korps und über den Zivilschutzdienst in seiner 
125. Sitzung am 30. April 1964 ohne Aussprache an 
den Ausschuß für Inneres (federführend), an den 
Ausschuß für Verteidigung (mitberatend) und an 
den Haushaltsausschuß (mitberatend und gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages) überwiesen. Der Ausschuß für Inneres begann 
seine Beratungen am 12. November 1964 und schloß 
sic nach 7 Sitzungen am 26. Mai 1965 ab. Die vor- 
gesehenen Mitberatungen fanden im Ausschuß für 
Verteidigung am 15. Juni 1964 und im Haushalts- 
ausschuß am 26. Mai 1965 statt. 

1. Allgemeines 

Mit dem Entwurf wird eine grundlegende Um- 
organisation des nach den Vorschriften des Ersten 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbe- 
völkerung vorn 9. Oktober 1957 — ZBG — (Bundes- 
gcsetzbl. I S. 1696), geändert durch das Gesetz zur 
Errichtung des Bundesamtes für zivilen Bevölke- 
rungsschutz vom 5. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 893), eingerichteten Luftschutzhilfsdienstes und 
insbesondere eine erhebliche Verbesserung des Ein- 
satzwertes dieser Kräfte angestrebt, nachdem sich 
die an das 1. ZBG geknüpften Hoffnungen nicht 
erfüllt haben. Die Bundesregierung wollte die schon 
in diesem Gesetz enthaltene Unterscheidung zwi- 
schen überregionalen und regionalen Hilfsdiensten 
grundsätzlich beibehalten, schlägt jedoch vor, diese 
Dienste nunmehr unterschiedlich aufzubauen. 


Hinsichtlich des Aufbaus des Zivilschutzkorps 
sind auch ausländische Vorbilder herangezogen 
worden, vor allem der Aufbau des dänischen Zivil- 
schutzkorps, mit dessen Erfahrungen sich eine Dele- 
gation des Ausschusses zusammen mit Beamten des 
Bundesministeriums des Innern auf einer Studien- 
reise eingehend befaßt hat. 

Für den überregionalen Einsatz soll entgegen der 
bisherigen Regelung nicht mehr ausschließlich auf 
Freiwillige zurückgegriffen werden, die diese Auf- 
gabe aus eigenem Antrieb übernehmen und sich der 
erforderlichen Ausbildung neben der Berufstätigkeit 
in ihrer Freizeit unterziehen; diese Kräfte sollen in 
Zukunft vielmehr an ihrem Wohnort oder in dessen 
näherer Umgebung eingesetzt werden. Statt dessen 
sollen Wehrpflichtige zum Dienst herangezogen 
werden. Die Dienstleistung im Zivilschutzkorps soll 
an die Stelle des Wehrdienstes treten. Damit wird 
auch unterstrichen, daß die militärische und die 
zivile Verteidigung gleichen Rang haben und sich 
gegenseitig bedingen. Nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung sollte die Dienstpflicht dieser Per- 
sonen durch das gleichfalls dem Ausschuß für Inne- 
res zur Beratung überwiesene Zivildienstgesetz be- 
gründet werden. 

Der örtliche Luftschutzhilfsdienst soll nach den 
Vorstellungen der Bundesregierung nicht mehr als 
staatliche Einrichtung, sondern als lockere Zusam- 
menfassung der verschiedenartigen, teils privaten 
und karitativen, teils öffentlichen, insbesondere 
kommunalen Einrichtungen, weitergeführt werden. 
Diese Zusammenfassung, der Zivilschutzdienst, soll 
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im Frieden völlig freiwillig aufgebaut werden; für 
den Fall, daß sich nicht genügend Freiwillige mel- 
den, müssen neue Überlegungen angestellt werden. 
Im Verteidigungsfall sollen alle Angehörigen des 
Zivilschutzdienstes nach dem Zivildienstgesetz her- 
angezogen werden. 

Der Ausschuß für Inneres bejaht einstimmig die 
Notwendigkeit verbesserter Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung. Diese ist in steigendem Maße 
durch kriegerische Verwicklungen in Mitleidenschaft 
gezogen worden. Der Anteil der Zivilbevölkerung 
an den Kriegstoten ist ständig erheblich gewachsen, 
wie sich aus folgender Übersicht ergibt: 

Soldaten Zivilpersonen 


1. Weltkrieg 95 v. H. 5 v. H. 

2. Weltkrieg 52 v. H. 48 v. H. 

Korea 16 v. H. 84 v. H. 


Diese Entwicklung ist einerseits Folge der Ver- 
wendung neuer Waffen mit größerer Zerstörungs- 
kraft sowie einer Kriegsführung, die zunehmend 
auch gegen die Zivilbevölkerung gerichtet war oder 
sie doch verstärkt in Mitleidenschaft zog. Anderer- 
seits erklärt sich aber der hohe Anteil der Zivilisten 
bei den Kriegsopfern nicht zuletzt daraus, daß die 
Maßnahmen für den Schutz der Zivilbevölkerung 
meist außerordentlich geringfügig waren und die 
Aufwendungen für diesen Zweck wohl bei allen 
Staaten außer jedem Verhältnis zu den Aufwendun- 
gen für die militärische Rüstung standen und stehen. 
In der Bundesrepublik werden zur Zeit für die Bun- 
deswehr ca. 20 Milliarden DM, für den zivilen Be- 
völkerungsschutz wird dagegen noch nicht einmal 
1 Milliarde DM auf gewandt. Der Ausschuß für Inne- 
res ist der Auffassung, daß das Streben aller politi- 
schen Kräfte in der Bundesrepublik nach Erhaltung 
des Friedens nicht von der Verpflichtung entbindet, 
ausreichende Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 
bevölkerung für den Fall zu treffen, daß sich die 
Bundesrepublik verteidigen muß. 

Der Ausschuß bejaht daher eine ümgestaltung 
des Luftschutzhilfsdienstes, insbesondere die Er- 
setzung des überörtlichen Luftschutzhilfsdienstes 
durch ein auf Dienstpflicht gegründetes Zivilschutz- 
korps. Maßgebend waren für den Innenausschuß 
neben der Erkenntnis, daß auf diese Weise eine be- 
deutende Erhöhung des Einsatzwertes zu erreichen 
ist, auch Überlegungen der Wehrgerechtigkeit: Bei 
geburtsstarken Jahrgängen wurden schon bisher 
nicht alle wehrpflichtigen Angehörigen tatsächlich 
herangezogen. Es ist zu erwarten, daß in kommen- 
den Jahren wieder nur ein Teil der Angehörigen der 
zum Grundwehrdienst aufgerufenen Geburtsjahr- 
gänge in die Bundeswehr einrücken muß. Dadurch 
entsteht eine einseitige Belastung der Herangezo- 
genen, die durch eine Verbreiterung der Dienst- 
pflicht wenigstens gemildert wird. 

Der Ausschuß für Inneres hat dagegen die Kon- 
zeption des Zivilschutzdienstes, wie sie von der 
Bundesregierung vorgeschlagen worden war, nicht 
übernommen. Das Bemühen der Bundesregierung, 
die Katastrophenschutzorganisationen möglichst un- 


angetastet zu lassen, wurde anerkannt. Der Aus- 
schuß will jedoch diese Konzeption im nächsten 
Bundestag nochmals überprüfen. Deshalb schien es 
dem Ausschuß nicht angebracht, den Zivilschutz- 
dienst und das Zivilschutzkorps in einem Gesetz zu 
regeln. Diese beiden Einrichtungen sind nach An- 
lage, Organisation, Personenkreis und Rechtsgrund 
der Dienstleistung so völlig verschiedenartig, daß 
eine gesonderte Behandlung durch den Gesetzgeber 
notwendig erscheint. 

Ferner ist der Ausschuß für Inneres der Meinung, 
daß der Zivilschutzdienst einer ebenso eingehenden, 
auch wesentliche Teilfragen normierenden Regelung 
bedarf, wie sie für den tatsächlichen Einsatz des 
Zivilschutzkorps in diesem Entwurf vorgesehen ist. 

Die Regelungen über das Zivilschutzkorps und 
die über den Zivilschutzdienst sollten deshalb in ge- 
trennten Gesetzen erfolgen. Für den das Zivilschutz- 
korps betreffenden Teil ist die Verabschiedung noch 
vom gegenwärtigen vierten Bundestag notwendig 
und auch möglich, weil sich die Vorbereitungen für 
den Beginn der Aufstellung über einen längeren 
Zeitraum hinziehen. Es würde einen erheblichen 
Zeitverlust für den zivilen Bevölkerungsschutz be- 
deuten, wenn das Gesetz nicht mehr verabschiedet 
würde. Diese wesentliche Verzögerung wäre im 
Hinblick auf die Diskrepanz zwischen den bisherigen 
Anstrengungen auf dem militärischen Sektor und 
der Zivilverteidigung gegenüber der Bevölkerung 
sehr zu bedauern. Der den Zivilschutzdienst be- 
treffende Teil des Gesetzentwurfs wurde daher zu- 
rückgestellt. Die von der Bundesregierung vorge- 
schlagenen Änderungen sind nicht so tiefgreifend, 
als daß der örtliche Luftschutzhilfsdienst nicht zu- 
nächst auch auf der bisherigen Rechtsbasis fort- 
geführt werden könnte. Die Bundesregierung bleibt 
aufgefordert, neue Vorstellungen über die Organi- 
sation des Zivilschutzdienstes zu entwickeln und 
dem fünften Bundestag alsbald einen entsprechen- 
den, mit den Basisorganisationen des freiwilligen 
Katastrophenschutzes abgestimmten Gesetzentwurf 
vorzulegen. 

Für den das Zivilschutzkorps betreffenden Teil 
hat der Ausschuß wesentliche Änderungsvorschläge 
erarbeitet: 

1. Entgegen dem Vorschlag der Bundesregierung 
soll Grundlage der Dienstpflicht nicht das gleich- 
falls dem Ausschuß für Inneres im Entwurf vor- 
liegende Zivildienstgesetz, sondern das Wehr- 
pflichtgesetz sein. Die Dienstverhältnisse der 
Dienstpflichtigen im Zivilschutzkorps unterschei- 
den sich nachhaltig von den Verhältnissen, für 
die der Entwurf eines Zivildienstgesetzes im 
übrigen konzipiert wurde; sie gleichen dagegen 
— bezogen auf die persönliche Rechtsstellung — 
den Verhältnissen der Soldaten, die auf Grund 
der Wehrpflicht Wehrdienst leisten. Da auch der 
innere Grund der Dienstleistungspflicht in bei- 
den Fällen der gleiche ist, sollten Rechte und 
Pflichten der Wehrpflichtigen und der Dienst- 
pflichtigen im Zivilschutzkorps grundsätzlich 
gleich ausgestaltet werden. Gewisse ünter- 
schiede ergeben sich daraus, daß das Zivilschutz- 
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korps eine rein humanitäre Aufgabe zu erfüllen 
hat und daß seine Angehörigen, also auch die 
Dienstpflichtigen, keine Kombattanten, sondern 
Zivilpersonen im Sinne des Völkerrechts sein 
und dem Schutz des IV. Genfer Abkommens zum 
Schutz von Zivilpersonen in Kriegszeiten unter- 
stehen werden. Kleinere Abweichungen folgen 
auch daraus, daß die Dienstpflichtigen im Zivil- 
schutzkorps in der Regel nicht zum Bund, son- 
dern zu den Ländern in einem Dienstpflichtver- 
hältnis stehen. Die Dienstpflichtigen haben die 
gleiche Rechtsstellung wie Soldaten, die auf 
Grund der Wehrpflicht in einem Wehrdienst- 
verhältnis stehen, während für die hauptberuf- 
lichen Angehörigen des Zivilschutzkorps weit- 
gehend die Vorschriften des Soldatengesetzes 
angewandt werden. 

2. Der Ausschuß für Inneres hält es darüber hinaus 
für angebracht, die Heranziehung der Dienst- 
pflichtigen nicht — wie im Entwurf eines Zivil- 
dienstgesetzes vorgesehen — • den Arbeitsäm- 
tern, sondern den Wehrersatzbehörden zu über- 
tragen. Die Wehrersatzbehörden führen ohnehin 
Personalunterlagen über die für den Dienst im 
Zivilschutzkorps in Betracht zu ziehenden Wehr- 
pflichtigen. Schon aus Gründen der Verwaltungs- 
vereinfachung empfiehlt es sich daher, diesen 
Behörden auch die neue Aufgabe zu übertragen. 
Die Wehrersatzbehörden erhalten damit aller- 
dings eine über den Bereich der militärischen 
Verteidigung hinausgehende Aufgabe. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Wehrer- 
satzbehörden auf längere Sicht das gesamte Per- 
sonalersatzwesen für alle Bereiche der Verteidi- 
gung übernehmen sollen und hat erwogen, eine 
Umbenennung und eine Herauslösung aus der 
jetzigen Ressortzuständigkeit vorzuschlagen. Die 
weitere Entwicklung kann jedoch zunächst ab- 
gewartet werden; der Ausschuß unterbreitet in 
dieser Richtung daher zunächst keine Vorschläge. 

Das übertragen der Aufgabe der Heranziehung 
auf die Wehrersatzbehörden darf allerdings nicht 
dazu führen, daß das Zivilschutzkorps nachran- 
gig behandelt wird. Ein ausreichender Einfluß 
des Bundesministers des Innern auf die Wehr- 
ersatzbehörden, soweit es sich um die Belange 
des Zivilschutzkorps handelt, ist deshalb erfor- 
derlich, Der Ausschuß hat in den § ,11 a Abs. 1 
und § 1 1 d entsprechende Regelungen vorgeschla- 
gen. 

3. Die Bedeutung des Schutzes der Zivilbevölke- 
rung erfordert die Begründung eines klaren An- 
spruchs auf Zuteilung ausreichender Kräfte für 
das Zivilschutzkorps. Die militärische Verteidi- 
gung und die zivile Verteidigung haben in einem 
modernen Kriege gleichrangige Bedeutung. Im 
Gesetz selbst muß daher festgelegt werden, daß 
dem Zivilschutzkorps nicht nur Personalüber- 
schüsse oder nur weniger taugliche Personen 
zugeteilt werden dürfen. Da sich ein festes Ver- 
hältnis gesetzlich nicht bestimmen läßt, schlägt 
der Ausschuß in § 5 Nr. 1 eine allgemeine Formu- 
lierung vor, die den zwischen den Bundesmi- 
nistern des Innern und der Verteidigung zu füh- 


renden Verhandlungen eine bindende Richt- 
schnur gibt. 

Der Gesetzentwurf legt nach dem Vorbild der 
Wehrgesetzgebung die Größe des Zivilschutzkorps, 
die Zahl seiner Angehörigen und die Gliederung in 
Einheiten nicht fest. Die durch die Aufstellung des 
Zivilschutzkorps entstehenden Aufwendungen fol- 
gen deshalb nicht unmittelbar aus dem Gesetz, son- 
dern aus den Plänen, die im Rahmen der jeweiligen 
Haushaltsansätze verwirklicht werden. 

Die Bundesregierung hat dem Ausschuß ihre Pla- 
nungen vorgetragen. Diese gehen von folgenden 
Zahlen aus: 

Zahl der berufsmäßigen Angehörigen und 
der Angehörigen auf Zeit des Zivilschutz- 


korps 5 000 

Zahl der gleichzeitig in der Grundausbil- 
dung stehenden Dienstpflichtigen (bei 
voller Aufstellung) 15 000 

Zahl der jährlich auszubildenden Dienst- 
pflichtigen 45 000 

Gesamtstärke des Zivilschutzkorps (End- 
stufe) 200 000 

Aufstellungszeit 8 bis 12 Jahre 


Ausrüstung: im Prinzip wie beim Luft- 
schutzhilfsdienst 

Zahl der Ausbildungsstätten (Kasernen) . . 33 

Die Einheiten werden nach einem aus Bevölkerungs- 
zahl und Gefährdungsgrad zu errechnenden Schlüs- 
sel auf die Länder verteilt. 

Die Gesamtaufbaukosten wurden für die ersten 
8 bis 12 Jahre mit 3404,6 Mio DM errechnet, die zu 
durchschnittlichen Jahresbelastungen von 300 bis 
400 Mio DM für den Haushalt des Bundes führen. 
Dabei muß jedoch berücksichtigt werden, daß die 
bisher für den überörtlichen Luftschutzhilfsdienst 
veranschlagten Mittel für diesen Zweck nicht mehr 
benötigt werden, und außerdem ein erheblicher Teil 
der für den überörtlichen Luftschutzhilfsdienst ge- 
tätigten Aufwendungen für das Zivilschutzkorps 
eingesetzt werden kann. Der durch das Gesetz ent- 
stehende Mehraufwand ist deshalb geringer, als sich 
aus den absoluten Zahlen ergibt. Ca. die Hälfte 
der für das Zivilschutzkorps vorgesehenen Aufwen- 
dungen wäre für den überörtlichen Luftschutzhilfs- 
dienst aufzubringen, wenn das Gesetz über das 
Zivilschutzkorps nicht erlassen würde und der über- 
örtliche Luftschutzhilfsdienst in absehbarer Zeit 
voll ausgebaut werden müßte. 

Die Aufwendungen machen im Rahmen der für 
die Verteidigung des Bundes insgesamt aufzuwen- 
denden Mittel nur einen bescheidenen Betrag aus. 

Der Haushaltsausschuß hat die Aufnahme eines 
§ 38 Abs. 01 mit folgendem Wortlaut vorgeschlagen: 

„Rechtsver Ordnungen und Maßnahmen nach 
diesem Gesetz und Maßnahmen nach den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungen müssen sich im Rahmen der verfüg- 
baren Haushaltsmittel halten. Sie sind im üb- 
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rigen auf das unerläßliche Maß zu beschränken 
und inhaltlich so zu gestalten, daß in die wirt- 
schaftliche Betätigungsfreiheit sowie in die 
Rechte oder Befugnisse der Beteiligten so wenig 
wie möglich eingegriffen wird." 

Der Ausschuß für Inneres schlägt nach eingehender 
Beratung vor, dieser Anregung des Haushaltsaus- 
schusses nicht zu folgen. Der Aufbau des Zivilschutz- 
korps wird, ebenso wie bei der Bundeswehr, nur im 
Rahmen der in den jeweiligen Haushaltsplänen ge- 
gebenen Möglichkeiten erfolgen. Die Planungen 
der Bundesregierung, die auf dem Gesetz über das 
Zivilschutzkorps beruhen, können nur im Rahmen 
des Haushaltsrechts verwirklicht werden. Die Bin- 
dung an die Haushaltsvorschriften bedarf, ebenso 
wie der Grundsatz der Sparsamkeit, keiner aus- 
drücklichen Wiederholung in diesem Gesetz. Eine 
derartige Bestimmung könnte nach Auffassung des 
Innenausschusses die unerwünschte Folge haben, 
daß bei anderen Gesetzen ein Umkehrschluß ge- 
zogen wird, der sich aus dem Fehlen einer dem Be- 
schluß des Haushaltsausschusses entsprechenden Be- 
stimmung ergäbe. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

§ 1 

Nachdem der Ausschuß die Ausklammerung des 
Zivilschutzdienstes beschlossen hat, wurde § 1 neu 
gefaßt und dabei die Aufgabenstellung für das Zi- 
vilschutzkorps verdeutlicht. 

§ la 

Zur Unterstreichung der völkerrechtlichen Stel- 
lung der Angehörigen des Zivilschutzkorps wurde 
§ 1 Abs. 2 des Regierungsentwurfs zu einem beson- 
deren Paragraphen erhoben. Der Ausschuß will da- 
mit eindeutig zum Ausdruck bringen, daß das Zivil- 
schutzkorps nicht Teil der bewaffneten Macht im 
Sinne des Kriegsvölkerrechts ist. 

§ 2 

Absatz 2 des Regierungsentwurfs wurde gestri- 
chen, weil sich die Unterteilung in Dienstzweige 
schon aus der Aufgabenstellung nach § 1 ergibt; so 
werden unter Berücksichtigung der Erfahrungen 
beim überörtlichen Luftschutzhilfsdienst Einheiten 
und Einrichtungen insbesondere für Brandschutz, 
Bergung, ABC-Dienst, Sanitätswesen, Schwimmbrük- 
kenbau und Hubschrauberdienst vorzusehen sein. 
Nach Auffassung des Ausschusses sollen aber In- 
standsetzungsdienste nicht in das Zivilschutzkorps 
eingegliedert werden. Zu Absatz 5 sagten die Ver- 
treter der Bundesregierung zu, den Inspekteur für 
das Zivilschutzkorps der Abteilung „Zivile Vertei- 
digung" zuzuordnen. 

Zu Absatz 6 versicherten die Vertreter der Bun- 
desregierung im Haushaltsausschuß, daß eine eigene 
Bau- und Liegenschaftsverwaltung für das Zivil- 
schutzkorps nicht vorgesehen sei; diese Aufgaben 
übernehmen die beim Bundesschatzministerium 
schon bestehenden Einrichtungen. 


§ 3 

Die vom Ausschuß beschlossene Umformulierung 
der Absätze 2 und 3 berücksichtigt die Vorschläge 
des Bundesrates zum Regierungsentwurf. 

§ 4 

Nach Aufgabe des Zivildienstgesetzes als Heran- 
ziehungsgrundlage wird in Absatz 1 Nr. 1 nunmehr 
auf die Vorschriften des vorliegenden Gesetzes ver- 
wiesen (vgl. §§ 4 a und 11 a bis 11 g). Der neue Ab- 
satz 2 lehnt sich an § 2 des Soldatengesetzes an; 
er verdeutlicht, daß der Dienstpflichtige auch außer- 
halb der in § 7 vorgesehenen Dienstleistungen dem 
Zivilschutzkorps angehört. 

§ 4 a 

Da die in § 6 des Regierungsentwurfs vorgesehene 
Anwendung des Zivildienstgesetzes entfällt, muß 
die Dientpflicht im vorliegenden Gesetz begründet 
werden. Absatz 1 stellt klar, daß nur Wehrpflichtige 
im Sinne des § 1 des Wehrpflichtgesetzes verpflich- 
tet sind, Dienst im Zivilschutzkorps zu leisten. Die 
Absätze 2 bis 4 entsprechen sinngemäß dem § 3 des 
Wehrpflichtgesetzes. 

In Absatz 2 Satz 2 ist auch die in § 10 Abs. 1 Satz 1 
des Regierungsentwurfs enthaltene Bestimmung, daß 
die Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke ohne 
Entschädigung aufzubewahren sind, übernommen; 
für Wehrpflichtige enthält § 24 Abs. 6 Nr. 4 des 
Wehrpflichtgesetzes eine entsprechende Vorschrift. 

§ 5 

Die vom Ausschuß vorgenommene Ergänzung der 
Nummer 1 geht von der Gleichrangigkeit der mili- 
tärischen und der zivilen Verteidigung aus. Der 
Ausschuß war sich darüber einig, daß der festste- 
hende Begriff „für den Wehrdienst zur Verfügung 
stehen" sich nicht nur auf die Heranziehung zum 
Grundwehrdienst, sondern auch auf die Heranzie- 
hung zu Wehrübungen beziehe, so daß auch solche 
Wehrpflichtige, die nicht mehr zur Ableistung des 
Grundwehrdienstes verpflichtet sind, zum Dienst im 
Zivilschutzkorps herangezogen werden können. Die 
von dem Bundesminister der Verteidigung vorge- 
tragenen Einwendungen gegen die Ergänzung der 
Nummer 1 nahm der Ausschuß nicht auf. 

Die Änderung in Nummer 3 ergibt sich daraus, 
daß nunmehr die Wehrersatzbehörden für die Her- 
anziehung der Dienstpflichtigen zuständig sind. 

§ 6 

Der Ausschuß hat beschlossen, nicht das Zivil- 
dienstgesetz, sondern die für Wehrpflichtige maß- 
gebenden Bestimmungen als Heranziehungsgrund- 
lage vorzusehen. An die Stelle der Vorschriften des 
§ 6 des Regierungsentwurfs treten die vom Aus- 
schuß beschlossenen neuen §§ 4 a und 11a bis 11 g. 

§ 7 

Absatz 1 a übernimmt aus systematischen Grün- 
den § 1 1 Abs. 1 des Regierungsentwurfs und be- 
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stimmt zugleich, unter welchen Voraussetzungen 
die Bereitschaft angeordnet werden kann. Letzteres 
wurde durch den Wegfall der Verweisung auf § 4 
des Zivildienstgesetzes in Absatz 1 Nr. 3 des Re* 
gierungsentwurfs erforderlich. 

Die Minderheit verwies auf die interfraktionellen 
Besprechungen, wonach die Feststellung, daß die 
Bereitschaft den Umständen nach dringend erforder- 
lich ist, von dem vorgesehenen Gemeinsamen Aus- 
schuß gebilligt werden muß. 

§ 8 

Der Ausschuß hielt die im Regierungsentwurf vor- 
gesehene unterschiedliche Dauer der Grundausbil- 
dung für Mannschaften einerseits und Führer und 
Unterführer andererseits für unbefriedigend und 
sprach sich übereinstimmend dafür aus, eine ein- 
heitliche Ausbildungszeit von vier Monaten feslzu- 
setzen. 

§ 9 

Der Ausschuß hielt eine Gesamtübungszeit von 
höchstens acht Monaten für Mannschaften und höch- 
stens zwölf Monaten bei Unterführern und Führern 
für ausreichend. Darüber hinaus soll nur noch die 
Verpflichtung bestehen, an Alarmübungen teilzu- 
nehmen. I 

§ 9a 

Diese Vorschrift ist § 7 und § 8 Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes nachgebildet. Absatz 1 entspricht § 7 | 
des Wehrpflichtgesetzes und war in § 8 Abs. 4 des 
Regierungsentwurfs bereits enthalten. Die Einfü- 
gung des an § 8 Abs. 2 des Wehrpflichtgesetzes an- 
gelehnten Absatzes 2 wurde vom Ausschuß be- 
schlossen. 

§ 10 

Der Ausschuß sprach sich dafür aus, die Worte 
„persönliche Ausrüstung" in Anlehnung an das 
Wehrpflichtgesetz durch „Bekleidungs- und Aus- 
rüstungsstücke" zu ersetzen. Absatz 1 Satz 1 des 
Regierungsentwurfs ist im Fiinblick auf den neuen 
§ 4 a Abs. 2 Satz 2 entbehrlich. Der Ausschuß be- 
schloß ferner, Absatz 4 des Regierungsentwurfs er- 
satzlos zu streichen. 

§ 11 

Aus systematischen Gründen wurde Absatz 1 des 
Regierungsentwurfs als Absatz 1 a nach § 7 über- 
nommen. Absatz 2 des Regierungsentwurfs ist zur 
Verdeutlichung des Gewollten ergänzt und umge- 
stellt worden. 

§§ 11 a bis 11g 

Die Streichung des § 6 des Regierungsentwurfs 
macht die Einfügung von Vorschriften über Fieran- 
ziehung und Rechtsstellung der Dienstpflichtigen j 
erforderlich. Entsprechend der unter 1. wiedergege- | 
benen Grundsatzentscheidung werden dabei die für j 


Wehrpflichtige geltenden Bestimmungen weitge- 
hend übernommen. 

§ 11a sieht vor, daß die Dienstpflichtigen von 
den Wehrersatzbehörden nach Maßgabe der Heran- 
ziehungsanordnungen des Bundesministers des In- 
nern zum Dienst im Zivilschutzkorps herangezogen 
werden. Dabei sind die Vorschriften des Wehr- 
rechtes, z. B. über Erfassung, Musterung, Wehr- 
dienstausnahmen, entsprechend anzuwenden; An- 
gehörige der sogenannten weißen Jahrgänge sollen 
bei Bedarf in Anlehnung an die Regelung in § 49 
des Wehrpflichtgesetzes gezielt erfaßt und gemu- 
stert werden. Bei Entscheidungen über Wehrdienst- 
ausnahmen, insbesondere bei Unabkömmlichstellun- 
gen, wird auf die besonderen Verhältnisse des Zivil- 
schutzkorps Rücksicht zu nehmen sein. 

§ 11b enthält Vorschriften für den Heranzie- 
hungs- und den Bereithaltungsbescheid. 

§ 11c sieht vor, daß die Dienstpflichtigen im 
Zivilschutzkorps der Meldeüberwachung durch die 
Wehrersatzbehörden unterliegen; diese tritt an die 
Stelle der Wehrüberwachung der Wehrpflichtigen. 

§ 11 d räumt dem Bundesminister des Innern das 
zur Durchführung dieses Gesetzes notwendige fach- 
liche Weisungsrecht gegenüber den Wehrersatzbe- 
hörden ein; er übt es im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Verteidigung aus. 

§ 11 e bestimmt, daß der Dienstptlichtige während 
seiner Dienstleistungen im Zivilschutzkorps die 
gleiche Rechtsstellung hat wie ein Soldat, der auf 
Grund der Wehrpflicht in einem Wehrdienstver- 
hältnis steht. Absätze 3 und 4 bringen Sonderrege- 
lungen insbesondere für Dienstpflichtige, für die 
die Bereitschaft angeordnet wurde und für die das 
Wehrrecht keine vergleichbaren Bestimmungen ent- 
hält. Dabei werden in Absatz 3 Sätze 2 bis 4 die 
besonderen Verhältnisse derjenigen Dienstpflichti- 
gen geregelt, die bei der Anordnung der Bereit- 
schaft angewiesen werden, sich an ihren ständigen 
Aufenthaltsort zu begeben und die wegen der Be- 
sonderheiten ihres Arbeitsverhältnisses (Arbeits- 
ort weit entfernt vom Aufenthaltsort) aus diesem 
Grunde ihrer Beschäftigung oder Tätigkeit nicht 
mehr nachgehen können. Der Ausschuß geht mit 
der Bundesregierung davon aus, daß die Bereitschaft 
in aller Regel die Erfüllung der Pflichten aus dem 
Arbeitsvertrag nicht hindert. Der Ausschuß für 
Sozialpolitik prüfte am 8. April 1965 die vom Aus- 
schuß für Inneres an ihn herangetragene Frage der 
Anerkennung eines Unfalls eines Dienstpflichtigen 
während einer Bereitschaftszeit. Er hielt die vorge- 
sehenen Regelungen für ausreichend. 

§ 11 f trifft nähere Vorschriften über Dienstgrad- 
bezeichnungen, Beförderung und Versetzung von 
Dienstpflichtigen. Absatz 2 entspricht § 58 Abs. 2 
des Soldatengesetzes. Absatz 3 enthält eine durch 
die Eigenart des Zivilschutzkorps bedingte Rege- 
lung, die zu dem über § 4 a Abs. 1 dieses Gesetzes 
bereits anzuwendenden § 1 Abs. 3 des Wehrpflicht- 
gesetzes hinzukommt. 
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§ 11g hat die §§ 29 bis 31 des Wehrpflichtgeset- | 
zes zum Vorbild. 

§ 12 

Der Ausschuß sprach sich dafür aus, daß die 
Worte „die Angehörigen des Zivilschutzkorps auf 
Zeit" hier und auch an den anderen Stellen des Ge- 
setzes durch die Worte „die Angehörigen auf Zeit 
des Zivilschutzkorps" ersetzt werden. 

Dem Vorschlag des Bundesrates, an die Stelle der 
Worte „Dienst- und Treueverhältnis" das Wort 
„Dienstverhältnis" zu setzen, schloß sich der Aus- 
schuß an. Auf das Treueverhältnis wird in § 22 
Abs. 01 verwiesen. 

§ 13 

Um Unklarheiten zu vermeiden, schlägt der Aus- 
schuß vor, in Absatz 2, ebenso wie es der Regie- 
rungsentwurf für Absatz 1 bereits vorsieht, nach Be- 
rufung, Umwandlung und Beförderung zu unter- 
scheiden. Aus diesem Grunde sind in Absatz 2 Nr. 1 
geändert und Nummer 1 a angefügt worden. 

Die Änderung in Absatz 5 wurde notwendig, weil 
an die Stelle des im Regierungsentwurf vorgesehe- 
nen Hilfsdienstverhältnisses (nach dem Zivildienst- 
gesetz) das Dienstpflichtverhältnis nach § 11 e getre- 
ten ist. 

§ 15 I 

Im Hinblick auf die Neufassung von § 42 Abs. 2 | 
konnte Nummer 1 konkreter gefaßt werden. ’ 

I 

§ 16 I 

Die vom Ausschuß beschlossene Anfügung des : 

Absatzes 3 lehnt sich an die Vorschriften des § 40 
Abs. 3 des Soldatengesetzes und des § 8 Abs. 2 des 
Bundespolizeibeamtengesetzes an. 

§ 17 

Die Ersetzung der Worte „§ 51 Abs. 3 und 4, §§ 52 
und 53 des Soldatengesetzes" durch die Worte „und 
§§ 50 bis 53 des Soldatengesetzes" dient der Klar- i 
Stellung. 

§ 19 

Absatz 1 Satz 1 wurde in Anlehnung an § 18 
Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes und § 26 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes umgestellt. 

§ 20 

Absatz 1 a sieht aus rechtssystematischen Grün- 
den vor, daß die Dienst- und Sachbezüge der im 
Dienst des Bundes stehenden hauptberuflichen An- j 
gehörigen des Zivilschutzkorps im Bundesbesol- 
dungsgesetz geregelt werden (vgl. hierzu § 42) und | 
daß die dort getroffenen Regelungen auch auf die ' 
iin Dienst der Länder stehenden hauptberuflichen 
Angehörigen des Zivilschutzkorps anzuwenden | 
sind. Für Versorgung und Berufsförderung sind in 1 
§§ 25 a und 36 a besondere Vorschriften enthalten. , 


Die Neufassung des Absatzes 2 dient der Verdeut- 
lichung. 

§ 21 a 

Der Ausschuß beschloß die Einfügung dieser Vor- 
schrift anstelle des § 13 Abs. 4 des Regierungsent- 
wurfs. Die Formulierung entspricht der von der 
Bundesregierung zu der Empfehlung des Bundes- 
rates vorgeschlagenen Fassung. 

§ 22 

Der Ausschuß stimmte der vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Voranstellung eines Absatzes 01 und 
der Änderung des Wortes „Bundesgesetzes" in Ab- 
satz 1 Satz 3 in das Wort „Gesetz" zu; ferner wurde 
an letztgenannter Stelle das Wort „Religionsge- 
meinschaft" durch das Wort „Religionsgesellschaft" 
ersetzt. 

Die Änderung in Absatz 3 ergibt sich aus dem 
Wegfall des Zivildienstgesetzes als Heranziehungs- 
grundlage; Versetzungsregelungen enthalten § 11 f 
Abs. 3 und § 19 Abs. 1. 

§ 24 

Der Ausschuß schloß sich der Empfehlung des 
Bundesrates zur Änderung des Absatzes 3 Satz 2 an. 

§ 25 a 

Diese Vorschrift entspricht sinngemäß § 20 Abs. 1 
Satz 3 des Regierungsentwurfs. Für die Übergangs- 
zeit enthält § 36 a Vorschriften über die Anwendung 
des Soldatenversorgungsrechts. 

§ 27 

Die vom Ausschuß beschlossene Änderung des 
Absatzes 1 Halbsatz 1 paßt § 27 des Regierungsent- 
wurfs sprachlich § 34 Satz 1 des Soldatengesetzes 
und § 171 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 des Bundesbe- 
amtengesetzes an. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß den Ange- 
hörigen des Zivilschutzkorps bei Beschwerden in 
dem gleichen Umfang Rechtsschutz gewährt werden 
sollte wie den Soldaten und daher eine Regelung 
des Verfahrens bei Beschwerden durch ein beson- 
deres Gesetz nach dem Vorbild der Wehrbeschwer- 
deordnung wünschenswert sei. Eine solche Regelung 
kann gegenwärtig jedoch nicht verwirklicht werden, 
da das Grundgesetz den Bund nicht ermächtigt, 
Dienstgerichte für Verfahren über Beschwerden von 
Angehörigen des Zivilschutzkorps zu errichten. Der 
Ausschuß hat daher zunächst mit Absatz 1 Satz 1 
Halbsatz 2 und Satz 2 sowie Absatz 2 eine Regelung 
des Verfahrens bei Beschwerden aufgenommen, die 
im wesentlichen § 171 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 
Satz 2 sowie Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes ent- 
spricht. 

Durch den weiterhin neu eingefügten Absatz 3 
soll der Angehörige des Zivilschutzkorps deutlich 
darauf hingewiesen werden, daß ihm außer dem Be- 
schwerdeweg auch der Verwaltungsrechtsweg offen- 
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steht. Das Beschwerdeverfahren tritt jedoch nicht 
wie das Beschwerdeverfahren nach § 22 Abs. 1 der 
Wehrbeschwerdeordnung an die Stelle des Vorver- 
fahrens nach der Verwaltungsgerichtsordnung. 

Die Bundesregierung hat zugesagt, möglichst bald 
den Entwurf einer Beschwerdeordnung für das Zivil- 
schutzkorps vorzulegen; der Ausschuß hat deshalb 
darauf verzichtet, einen entsprechenden Beschluß zu 
fassen. 

§ 27 a 

Die neu aufgenommene Vorschrift übernimmt die 
Einrichtung des Vertrauensmannes aus § 35 des 
Soldatengesetzes, bestimmt aber dessen Rechte in 
Anlehnung an die weitergehende Regelung im Ge- 
setz über Personalvertretungen im Bundesgrenz- 
schutz (BGSPersVG) vom 16. März 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 68). 

§ 28 

Die Vorschrift wurde noch stärker an § 23 des 
Soldatengesetzes angelehnt, insbesondere ist auch 
die Bestimmung des Absatzes 2 dieser Vorschrift 
als neuer Absatz 1 a übernommen worden. 

§ 30 

Absatz 3 Nr. 2 Buchstabe a hat der Ausschuß neu 
gefaßt. Dabei ging er davon aus, daß unter dem Be- 
griff „abgeschlossene Berufsausbildung" durchweg 
eine dreijährige Lehrzeit mit einer erfolgreich be- 
standenen Prüfung auf Grund dieser Lehrzeit zu 
verstehen sei. 

Absatz 4 Satz 3 und Absatz 7 Satz 3 wurden vom 
Ausschuß in der vom Bundesrat angeregten Fas- 
sung, Absatz 7 Satz 1 in der von der Bundesregie- 
rung zu der Empfehlung des Bundesrates vorge- 
schlagenen Formulierung gebilligt. In Absatz 4 ent- 
fällt Satz 4 ersatzlos; diese im Regierungsentwurf 
vorgesehene Regelung trifft jetzt § 11 f Abs. 2. 

§ 30 a 

Durch die Einfügung dieser Vorschrift werden be- 
soldungs- und sozialversicherungsrechtliche Auswir- 
kungen des Dienstes im Zivilschutzkorps geregelt. 

§ 30 b 

Die Vorschrift tritt an die Stelle des § 43 des Re- 
gierungsentwurfs. Sie ist § 42 des Wehrpflichtge- 
setzes ähnlich und soll sicherstellen, daß die Ange- 
hörigen des Zivilschutzkorps von der Bundeswehr 
nicht in Anspruch genommen werden können. 

An die Stelle der Wehrüberwachung tritt die in 
§ 11 c vorgesehene Meldeüberwachung der Dienst- 
pflichtigen. 

§ 36 

Da nach den Beschlüssen des Ausschusses in dem 
vorliegenden Gesetz nur die Aufstellung des Zivil- 
schutzkorps geregelt wird, mußten die im Regie- 


rungsentwurf enthaltenen Übergangsbestimmungen 
auf den überörtlichen Luftschutzhilfsdienst be- 
schränkt werden. Die Absätze 2 und 4 des Regie- 
rungsentwurfs wurden zusammengefaßt, während 
Absatz 3 als entbehrlich wegfällt. 

§ 36 a 

Bis zum Erlaß des in § 25 a vorgesehenen Geset- 
zes über die Versorgung für die Angehörigen des 
Zivilschutzkorps und ihre Hinterbliebenen sind die 
für die Soldaten der Bundeswehr geltenden versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften (Soldatenversor- 
gungsgesetz) anzuwenden. In der vom Ausschuß be- 
schlossenen Fassung werden diese Bestimmungen 
der Eigenart des Zivilschutzkorps angepaßt. 

§ 36 b 

Die neu aufgenommene Vorschrift soll als Uber- 
gangsregelung bis zum Inkrafttreten des in § 28 
Abs. 2 vorgesehenen Gesetzes gelten. Danach soll 
grundsätzlich die Wehrdisziplinarordnung auch auf 
die Angehörigen des Zivilschutzkorps angewandt 
werden. Die besonderen Verhältnisse des Zivil- 
schutzkorps bedingen die vom Ausschuß beschlosse- 
nen Maßgaben. Hervorzuheben sind die Nummern 
7 und 9. Danach sind für Disziplinarverfahren gegen 
Angehörige des Zivilschutzkorps die Disziplinarge- 
richte für Beamte zuständig. Diese Regelung wurde 
gewählt, weil der Ausschuß weder die Zuständig- 
keit der Wehrdienstgerichte noch im Übergangssta- 
dium die Errichtung eigener Dienstgerichte für das 
Zivilschutzkorps für angemessen hielt. Bei der Ein- 
richtung des Untersuchungsführers hat der Aus- 
schuß ebenfalls die Regelung des Disziplinarrechtes 
für Beamte übernommen. 

§ 37 

Aus dem Regierungsentwurf wurden in Absatz 1 
die Worte „den Gemeinden oder den Gemeindever- 
bänden" gestrichen, weil sie nur für den Zivilschutz- 
dienst von Bedeutung waren; aus dem gleichen 
Grunde fällt Absatz 2 weg. Bei Absatz 3 wurden als 
Folge der Neufassung des § 2 Abs. 5 Satz 2 die 
Worte „und sein Inspektionsrecht" gestrichen. 

§ 38 

Die Änderungen in den Absätzen 1, 3 und 4 be- 
rücksichtigen die Ausklammerung des Zivilschutz- 
dienstes aus dem vorliegenden Gesetz. Der Aus- 
schuß legte Wert auf die Feststellung, daß aus dem 
ersten Halbsatz des Absatzes 1 die Kostentragungs- 
pflicht des Bundes für alle Maßnahmen folgt, die 
den Ländern durch das Gesetz und die hierzu erlas- 
senen Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften entstehen. 

§ 39 

Beim Erlaß der allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften für das Zivilschutzkorps werden Interessen 
der Bundeswehr berührt; aus diesem Grund sieht 
die vom Ausschuß gebilligte Fassung vor, daß die 
Verwaltungsvorschriften im Einvernehmen mit dem 
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Bundesminister der Verteidigung zu erlassen sind. 
Durch die vom Ausschuß vorgenommene Überarbei- 
tung des Regierungsentwurfs werden verschiedene 
ursprünglich vorgesehene Verwaltungsvorschriften 
entbehrlich, so z. B. über Dienstgradbezeichnungen 
(vgl. hierzu § 11 f Abs. 1). 

§ 40 

Infolge der Zurückstellung der Vorschriften über 
den Zivilschutzdienst entfällt diese Bestimmung. 

§§ 41 und 41 a 

Über die im Regierungsentwurf bereits vorgese- 
hene Änderung hinaus hielt der Ausschuß weitere 
Ergänzungen des Beamtenrechtsrahmengesetzes und 
des Bundesbeamtengesetzes für erforderlich. 

Die in §§ 41 und 41 a vorgesehenen Änderungen 
betreffen nur besonders wichtige dienstrechtliche 
Bestimmungen. Soweit derartige Bestimmungen 
nicht ausdrücklich geändert werden, gilt die Gene- 
ralklausel des § 30 a Abs. 1. 

§ 42 

Absatz 1 des Regierungsentwurfs wurde zur An- 
passung an die veränderte Rechtslage geändert und 
ergänzt; neu eingefügt ist Nummer 3 a. Die vom 
Ausschuß beschlossene Fassung des neuen § 36 a 
des Bundesbesoldungsgesetzes berücksichtigt in Ab- 
satz 1 Satz 2 die in § 47 Nr. 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes getroffene Regelung für Soldaten, die sich 
für eine Dienstzeit von mindestens zwei Jahren ver- 
pflichten. In Absatz 2 sah der Ausschuß die Ände- 


rung der Besoldungsordnungen Ä und B für die im 
Dienst des Bundes stehenden hauptberuflichen Än- 
gehörigen des Zivilschutzkorps vor. 

§§ 42 a und 42 b 

Diese neu eingefügten Bestimmungen enthalten 
notwendige Änderungen des Bundessozialhilfege- 
setzes und des Schwerbeschädigtengesetzes, die sich 
aus der Vergleichbarkeit des Dienstes im Zivil- 
schutzkorps mit dem Wehrdienst ergeben. 

§ 43 

Der Regierungsentwurf zu § 43 ist durch § 30 b 
gegenstandslos geworden. 

§ 43 a 

Die ZU §§ 42 a und 42 b gegebene Begründung gilt 
auch für diese Vorschrift. 

§ 43 b 

In die Regelung des § 22 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung, nach der Richter, Berufsbeamte, Berufssol- 
daten und Soldaten auf Zeit nicht zu ehrenamtlichen 
Verwaltungsrichtern berufen werden können, sind 
auch die berufsmäßigen Angehörigen und Angehö- 
rigen auf Zeit des Zivilschutzkorps aufzunehmen, 
da diese in einem Dienstverhältnis eigener Art ste- 
hen, das dem Dienstverhältnis der genannten Per- 
sonengruppe vergleichbar ist. Aus demselben 
Grunde ist die Ergänzung des § 52 Nr. 4 Satz 1 der 
VGO vorgesehen. 


Bonn, den 26. Mai 1965 


Lautenschlager 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache lV/2106 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. Mai 1965 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Lautenschlager 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über das Zivilschutzkorps und über 
den Zivilschutzdienst 

— Drucksache lV/2106 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zivilschutzkorps und über 
den Zivilschutzdienst 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Grundvorschriit 

§ 1 


(1) Zum Schutz der Zivilbevölkerung gegen Ge- 
fahren, die durch die Wirkung von Kriegshandlun- 
gen oder Kriegswallen im Verteidigungslall ent- 
stehen können, wird ein Zivilschutzkorps aufge- 
stellt und ein Zivilschutzdienst eingerichtet. 


(2) Das Zivilschutzkorps und der Zivilschutz- 
dienst werden aul der Grundlage des Artikels 63 
des IV. Genfer Abkommens vom 12. August 1949 
zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten 
(Bundesgesetzbl. II 1954 S. 781, 917) aulgebaut; 
sie haben den Bestimmungen dieser Vorschrift zu 
entsprechen. 


Beschlütsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über das Zivilschutzkorps 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Aufstellung, Organisation und Zuständigkeit 

§ 1 

Aufgaben 

(1) Zur Bekämpfung der Gefahren und Schäden, 
die der Zivilbevölkerung durch Angriffswaffen dro- 
hen, wird ein Zivilschutzkorps aufgestellt. 

(2) Das Zivilschutzkorps hat die Aufgabe, die 
Hilfskräfte der Gemeinden und Kreise an Schadens- 
schwerpunkten zu unterstützen, 

§ la 

Völkerrechtliche Stellung 

Das Zivilschutzkorps ist eine besondere Organi- 
sation nichtmilitärischen Charakters zur Sicherung 
der Lebensbedingungen der Zivilbevölkerung im 
Sinne des Artikels 63 Abs. 2 des IV. Genfer Ab- 
kommens vom 12. August 1949 zum Schutze von Zi- 
vilpersonen in Kriegszeiten (Bundesgesetzbl. 1954 II 
S. 781). Aufstellung, Unterhaltung und Einsatz des 
Zivilschutzkorps haben dieser Vorschrift zu ent- 
sprechen. Die Angehörigen des Zivilschutzkorps sind 
Zivilpersonen im Sinne des Völkerrechts. 
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Entwurf 
ERSTER ABSCHMTT 

Zivilsdiutzkorps 

1. UNTERABSCHNITT 

Aufstellung, Organisation und Zuständigkeit 
§ 2 

Aufstellung, Stärke, Gliederung 

(1) Die Aufstellung, Ausbildung und Ausrüstung 
des Zivilschutzkorps und die Errichtung und Unter- 
haltung der erforderlichen Ausbildungsstätten, Ge- 
rätelager und sonstigen Einrichtungen obliegen den 
Ländern. 

(2) Das Zivilschutzkorps hat Einheiten und Ein- 
richtungen für Aufgaben des Zivilschutzes, insbe- 
sondere für 

Brandschutz, 

Bergung, 

ABC-Schutz, 

Sanitätswesen, 

Schwimmbr Tickenbau, 

Hubschrauberdienst. 

(3) Die Stärke und fachliche Gliederung des Zi- 
vilschutzkorps in den einzelnen Ländern einschließ- 
lich des dem Zivilschutzkorps beigeordneten Ver- 
waltungs- und Hilfspersonals werden vom Bundes- 
minister des Innern im Benehmen mit den Ländern 
durch Aufstellungsweisung festgelegt. 

(4) Der Bund kann die ergänzende Ausbildung 
von Führern übernehmen und Sonderlehrgänge ab- 
halten. Er kann zu diesem Zweck eigene Ausbil- 
dungsstätten errichten und unterhalten. 

(5) Dem Bundesminister des Innern obliegt die 
Inspektion des Zivilschutzkorps. Er wirkt auf ein- 
heitliche Ausbildung und beständige ausreichende 
Einsatzbereitschaft hin und überwacht Pflege, Zu- 
stand und Verwendung des Geräts und der orts- 
festen Einrichtungen. 

(6) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates für die Beschaffung von Liegenschaften 
und Ausrüstungsgegenständen und für Baumaßnah- 
men ganz oder teilweise bundeseigene Verwaltung 
einzuführen. 

§ 3 

Einsatzbefugnis 

(1) Die Befugnis zum Einsatz des Zivilschutz- 
korps steht den zuständigen obersten Landesbehör- 
den oder den von ihnen bestimmten Stellen zu. 

(2) Der Bundesminister des Innern kann sich 
Einheiten oder Einrichtungen des Zivilschutzkorps 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 2 

Aufstellung, Stärke, Gliederung 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 


(3) Stärke und Gliederung des Zivilschutzkorps in 
den einzelnen Ländern einschließlich des dem Zivii- 
schutzkorps beigeordneten Verwaltungs- und Hilfs- 
personals werden vom Bundesminister des Innern 
im Benehmen mit den Ländern durch Aufstellungs- 
weisung festgelegt. 

(4) unverändert 


(5) Der Bundesminister des Innern wirkt auf ein- 
heitliche Ausbildung und beständige ausreichende 
Einsatzbereitschaft hin und überwacht Pflege, Zu- 
stand und Verwendung des Geräts und der orts- 
festen Einrichtungen. Beim Bundesminister des 
Innern wird ein Inspekteur für das Zivilschutzkorps 
eingesetzt. 

(6) unverändert 


§ 3 

Einsatzbefugnis 

(1) Die Befugnis zum Einsatz des Zivilschutz- 
korps steht der zuständigen obersten Landesbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle zu. 

(2) Soweit es die Lage erfordert, kann sich der 
Bundesminister des Innern den Einsatz von Teilen 
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unmittelbar unterstellen oder sich deren Einsatz 
Vorbehalten. Er kann auch einen Einsatz außerhalb 
des jeweiligen Landes und außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes anordnen. 

(3) Bei Katastrophen in Friedenszeiten darf das 
Zivilsdiutzkorps innerhalb und außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes nur mit Zustimmung 
des Bundesministers des Innern eingesetzt werden. 


§ 4 

Angehörige des Zivilsdiutzkorps 

Dem Zivilsdiutzkorps gehören an 

1. Dienstpfliditige, die auf Grund des Zivildienst- 
gesetzes zum Dienst im Zivilschutzkorps her- 
angezogen oder eingeteilt worden sind, 

2. berufsmäßige Angehörige auf Grund freiwil- 
liger Verpflichtung, 

3. Angehörige auf Zeit auf Grund freiwilliger 
Verpflichtung. 


2. UNTERABSCHNITT 

DienstpflicÄitige 


Beschlüisse des 6. Ausschusses 

des Zivilschutzkorps Vorbehalten; Spezialeinheiten 
kann er sidi unmittelbar unterstellen. 


(3) Bei Katastrophen, die ihre Ursache nicht in 
Kriegshandlungen haben, darf das Zivilschutzkorps 
innerhalb und außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes eingesetzt werden; Katastrophenein- 
sätze außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes sowie im Bereitschafts- und Verteidigungsfall 
bedürfen der Zustimmung des Bundesministers des 
Innern. 

§ 4 

Angehörige des Zivilschutzkorps 

(1) Dem Zivilschutzkorps gehören an 

1. Dienstpflichtige, die auf Grund dieses Ge- 
setzes herangezogen worden sind, 

2. unverändert 

3. unverändert 


(2) Die Zugehörigkeit zum Zivilschutzkorps be- 
ginnt mit dem Zeitpunkt, der für den erstmaligen 
Diensteintritt festgesetzt ist, und endet mit Ablauf 
des Tages, an dem der Angehörige aus dem Zivii- 
schutzkorps ausscheidet. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Dienstpflichtige 

1. UNTERABSCHNITT 

Dienstpflicht 
§ 4a 

Inhalt und Dauer der Dienstpflicht 

(1) Nach Maßgabe dieses Gesetzes sind Wehr- 
pflichtige verpflichtet, Dienst im Zivilschutzkorps 
zu leisten. 

(2) Die Dienstpflicht wird durch die in >§ 7 ge- 
nannten Dienstleistungen erfüllt. Sie umfaßt auch 
die Pflicht, sich zu melden, vorzustellen und auf die 
geistige und körperliche Tauglichkeit untersuchen 
zulassen sowie zum Dienstgebrauch im Zivilschutz- 
korps bestimmte Bekleidungs- und Ausrüstungs- 
stücke zu übernehmen und ohne Entschädigung auf- 
zubewahren. 

(3) Die Dienstpflicht endet mit Ablauf des Jahres, 
in dem der Dienstpflichtige das fünfundvierzigste 
Lebensjahr vollendet; im Verteidigungsfall endet 
sie mit Ablauf des Jahres, in dem der Dienstpflich- 
tige das sechzigste Lebensjahr vollendet. 
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(4) Bei Führern und Unterführern endet die 
Dienstpflicht mit Ablauf des Jahres, in dem sie das 
sechzigste Lebensjahr vollenden. § 17 Abs. 2 in Ver- 
bindung mit § 51 des Soldatengesetzes bleibt un- 
berührt. 


§ 5 

Personenkreis 

(1) Zum Dienst im Zivilsdiutzkorps werden her- 
angezogen oder einge teilt 

1. Wehrpflichtige der zum Grundwehrdienst 
aufgerufenen Geburtsjahrgänge, die nach 
dem Musterungsergebnis für den Wehr- 
dienst tauglich sind, in einem jeweils nach 
Abschluß der Musterung zwischen dem 
Bundesminister des Innern und dem Bun- 
desminister der Verteidigung zu verein- 
barenden Umfang; 


2. Wehrpflichtige, die vor dem 1. Juli 1937 
geboren sind, es sei denn, sie haben in 
der Bundeswehr oder in der früheren 
Wehrmacht Wehrdienst geleistet oder 
einen Einberufungsbescheid für die Bun- 
deswehr erhalten; 

3. Wehrpflichtige, die in der Bundeswehr 
oder in der früheren Wehrmacht Wehr- 
dienst geleistet haben, soweit sie sich 
freiwillig melden und durch das zustän- 
dige Kreiswehrersatzamt freigegeben wer- 
den. 

(2) Zum Dienst im Zivilschutzkorps werden 
Wehrpflichtige, die gemäß §13 des Wehrpfiichtge- 
setzes unabkömmlich gestellt sind, nicht herange- 
zogen. 

§ 6 

Anwendung des Zivildienstgesetzes 

(1) Die Vorschriften des Zivildienstgesetzes fin- 
den Anwendung, soweit sich aus diesem Gesetz 
nichts anderes ergibt. § 2 des Zivildienstgesetzes ist 
nicht anzuwenden. 

(2) Die Rechtsstellung der Dienstpflichtigen be- 
stimmt sich für die Dauer der Dienstleistungen nach 
den Vorschriften über den langfristigen Zivildienst 
in einem Hilfsdienstverhältnis; bei der Heranzie- 
hung von Dienstpflichtigen, die das fünfundzwan- 
zigste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zur 
Grundausbildung und zu Übungen sind die §§ 40 
bis 42 des Zivildienstgesetzes mit der Maßgabe 
sinngemäß anzuwenden, daß sich die Gewährung 
der Geld- und Sachbezüge und der Heilfürsorge so- 
wie die ünterhaltssicherung nach den für den 
Grundwehrdienst geltenden Vorschriften des Wehr- 
soldgesetzes, des Arbeitsplatzschutzgesetzes und des 
ünterhaltssidierungsgesetzes richtet. Der Bundes- 


§ 5 

Personenkreis 

(1) Zum Dienst im Zivilschutzkorps werden 
herangezogen 

1. Wehrpflichtige der zum Grundwehrdienst 
aufgerufenen Geburtsjahrgänge, die nach 
dem Musterungsergebnis für den Wehr- 
dienst zur Verfügung stehen, in einem 
jeweils nach Abschluß der Musterung zwi- 
schen dem Bundesminister des Innern und 
dem Bundesminister der Verteidigung zu 
vereinbarenden Umfang, der dem Per- 
sonalbedarf der Bundeswehr und des 
Zivilsdiutzkorps angemessen zu entspre- 
chen hat; 

2. unverändert 


3. Wehrpflichtige, die in der Bundeswehr 
oder in der früheren Wehrmacht Wehr- 
dienst geleistet haben, soweit sie sich 
freiwillig melden und auf ihre erneute 
Heranziehung zum Wehrdienst verzichtet 
wird. 

Absatz 2 entfällt 

vergleiche § 11a Abs. 3 Satz 1 


§ 6 

entfällt 
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minister des Innern wird ermächtigt, durch Rechts^ 
Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die 
Dienstpflichtigen abweichend von § 40 Abs. 1 Satz 2 
des Zivildienstgesetzes nach Dienstgraden einzu- 
stufen. Bei der Heranziehung zu Übungen bis zu sie- 
ben Tagen finden die Vorschriften über den kurz- 
fristigen Zivildienst in einem Hilfsdienstverhältnis 
Anwendung. 

(3) §§ 58 bis 62 des Zivildienstgesetzes sind ent- 
sprechend anzuwenden, wenn ein Dienstpflichtiger 
an einer anderen dienstlichen Veranstaltung nach 
§ 7 Abs. 2 teilzunehmen oder nach Anordnung der 
Bereitschaft sich an einem Sammelpunkt nach § II 
Abs. 2 Satz 3 einzufinden hat. Ein Dienstpflichtiger, 
der an einer anderen dienstlichen Veranstaltung 
nach § 7 Abs. 2 teilzunehmen hat oder für den die 
Bereitschaft nach §11 angeordnet ist, erhält Ersatz 
für notwendige Aufwendungen und für Verdienst- 
aiisfall. Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates nähere Bestimmungen über diese 
Ersatzleistungen zu erlassen. 


§ 7 

Arten der Dienstleistung 

(1) Der Dienst im Zivilschutzkorps umfaßt 

1. die Grundausbildung (§ 8), 

2. Übungen (§ 9), 

3. im Verteidigungsfall und unter den son- 
stigen Voraussetzungen des § 4 des Zivil- 
dienstgesetzes die Bereitschaft (§ 11) und 
den unbefristeten Dienst. 


siehe § II Abs. 1 


(2) Die zuständigen obersten Landesbehörden 
oder die von der Landesregierung durch Rechtsver- 
ordnung bestimmten Stellen des Zivilschutzkorps 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 7 

Arten der Dienstleistung 

(l) Der Dienst im Zivilschutzkorps umfaßt 

1. unverändert 

2. Übungen (§ 9) und 

3. im Verteidigungsfall den unbefristeten 
Dienst. 


(la) Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
mit Zustimmung des Bundesministers des Innern 
für Dienstpflichtige die Bereitschaft (§ 11) anordnen, 

wenn 

der Eintritt des Verteidigungsfalles festgestellt 
ist (Artikel 59 a des Grundgesetzes), 

eine fremde bewaffnete Macht Feindseligkeiten 
gegen die Bundesrepublik eröffnet hat 

oder 

die Bundesregierung festgestellt hat, daß die 
Bereitschaft den Umständen nach dringend er- 
forderlich ist; die Bundesregierung hat die Fest- 
stellung aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
hierfür entfallen oder wenn der Bundestag und 
der Bundesrat dies verlangen. 

(2) Die zuständige oberste Landesbehörde oder 
die von der Landesregierung durch Rechtsver- 
ordnung bestimmte Stelle des Zivilschutzkorps kann 
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können für Dienstpflichtige die Teilnahme auch an 
anderen dienstlichen Veranstaltungen anordnen. 

§ 8 

Grundausbildung 

(1) Die Grundausbildung dauert drei Monate. 
Die Grundausbildung der zu Führern und Unter- 
führern geeigneten Dienstpflichtigen dauert weitere 
drei Monate. 

(2) Nach Vollendung des vierzigsten Lebensjah- 
res können Dienstpflichtige im Frieden nur mit 
ihrem Einverständnis zur Grundausbildung heran- 
gezogen werden. 

(3) Dienstpflichtigen kann auferlegt werden, die 
Zeit, in der sie während der Grundausbildung Frei- 
heitsstrafen, disziplinäre Arreststrafen oder Ju- 
gendarrest verbüßt haben oder ihrem Dienst schuld- 
haft ferngeblieben sind, nachzuholen, wenn diese 
Zeit insgesamt mehr als eine Woche beträgt. 

(4) Der auf Grund freiwilliger Verpflichtung im 
Zivilschutzkorps geleistete Dienst ist auf die Grund- 
ausbildung anzurechnen; er kann auch auf Übungen 
angerechnet werden. 

§ 9 

Übungen 

(1) Eine Übung dauert höchstens einen Monat. 

(2) Die Dienstpflichtigen sind zu Übungen von 
insgesamt höchstens zwölf Monaten verpflichtet. 


(3) Nach Vollendung des vierzigsten Lebensjah- 
res können dienstpflichtige Mannschaften und Un- 
terführer ohne ihr Einverständnis nur noch zu Übun- 
gen von insgesamt höchstens zwei Monaten heran- 
gezogen werden. 

(4) Eine Alarmübung dauert höchstens zwei 
Tage. Absätze 2 und 3 sind auf Alarmübungen nicht 
anzuwenden. 


siehe § 8 Abs. 4 


Beschlüsse des 6, Ausschusses 

für Dienstpflichtige die Teilnahme auch an anderen 
dienstlichen Veranstaltungen anordnen. 

§ 8 

Grundausbildung 

(1) Die Grundausbildung dauert vier Monate. 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


Absatz 4 entfällt hier 

siehe § 9 a Abs. 1 

§ 9 

Übungen 

(1) unverändert 

(2) Die Gesamtdauer der Übungen beträgt bei 
Mannschaften höchstens acht, bei Unterführern und 
Führern höchstens zwölf Monate. § 8 Abs. 3 gilt 
entsprechend. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 9a 

Anrechnung von freiwillig geleistetem Dienst 
und anderen Diensten 

( 1 ) Der auf Grund freiwilliger Verpflichtung im 
Zivilschutzkorps geleistete Dienst ist auf die Grund- 
ausbildung anzurechnen; er kann auch auf Übungen 
angerechnet werden. 

(2) Der bei der Bundeswehr geleistete Grund- 
wehrdienst, geleisteter Ersatzdienst, der dem 
Grundwehrdienst entspricht, sowie Zeiten eines 
nach dem 8. Mai 1945 abgeleisteten Polizeivollzugs- 
dienstes können im Einzelfall ganz oder teilweise 
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§ 10 

Aufbewahrung der persönlichen Ausrüstung 

(1) DiensipfUchlige sind verpflichtet, die ihnen 
ciusgehändigte persönliche Ausrüstung ohne Ent- 
schädigung Gufzubewahren. Die persönliche Aus- 
rüstung muß 

1. in der Wohnung des Dienstpflichtigen 
oder an einem sonstigen, ihm rasch und 
jederzeit erreichbaren und zugänglichen 
Ort aufbewahrt, 

2. entsprechend den erteilten Anweisungen 
pfleglich behandelt und gegen Schäden 
und mißbräuchliche Verwendung ge- 
schützt, 

3. für jederzeitigen Einsatz bereitgehalten 
und 

4. auf Anordnung zur Prüfung des Zustan- 
des und der Vollzähligkeit vorgelegt 

werden. 

(2) Der Dienstpflichtige darf die ihm ausgehän- 
digten Ausrüstungsgegenstände nicht zu anderen 
als dienstlichen Zwecken verwenden oder verwen- 
den lassen. 

(3) Schäden an der persönlichen Ausrüstung 
oder an einzelnen Teilen und Verluste hat der 
Dienstpflichtige unverzüglich bei der Ausgabestelle 
zu melden; er hat die beschädigten Stücke dort zur 
Ausbesserung oder zum Ersatz abzuliefern. 

(4) Der Dienstpflichtige haftet für Verluste, Schä- 
den und sonstige Verschlechterungen, die an der 
Ausrüstung durch Mißbrauch oder durch Außer- 
achtlassen der erforderlichen Sorgfalt, insbesondere 
durch Unterlassen der vorgeschriebenen sachgemä- 
ßen Pflege verursacht werden. Im Zweifel hat der 
Dienstpflichtige zu beweisen, daß Verluste, Schä- 
den oder Verschlechterungen nicht auf Mißbrauch 
oder auf Außerachtlassen der erforderlichen Sorg- 
falt beruhen. 

§ 11 

Bereitschaft 

(1) Die zuständige oberste Landesbehörde kann 
mit Zustimmung des Bundesministers des Innern 
für das Zivilschutzkorps oder Teile davon (Jahr- 
gänge, Pachdienste, Gebiete, Einheiten) die Bereit- 
schaft an ordnen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

auf die Grundausbildung (§ 8) und die Übungen 
(§ 9) angerechnet werden, wenn sie für die vor- 
gesehene Verwendung des Dienstpflichtigen im 
Zivilschutzkorps als förderlich anzusehen sind. 
Gleiches gilt für den bei fremden Streitkräften oder 
bei dem Zivilschutzkorps vergleichbaren Einrich- 
tungen anderer Staaten geleisteten Dienst. 

§ 10 

Aufbewahrung 

von Bekleidungs- und Ausrüstungsstücken 

(1) Die dem Dienstpflichtigen ausgehändigten 
Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke müssen 


1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 
werden. 

(2) Der Dienstpflichtige darf die ihm ausgehän- 
digten Bekleidungs- und Ausrüstungsstücke nicht 
zu anderen als dienstlichen Zwecken verwenden 
oder verwenden lassen. 

(3) Schäden an den Bekleidungs- und Aus- 
rüstungsstücken oder an einzelnen Teilen und Ver- 
luste hat der Dienstpflichtige unverzüglich bei der 
Ausgabestelle zu melden; er hat die beschädigten 
Stücke dort zur Ausbesserung oder zum Ersatz ab- 
zuliefern. 

Absatz 4 entfällt 


§ 11 

Bereitschaft 
Absatz 1 entfällt hier 

siehe § 7 Abs. 1 a 
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(2) Dienstpflichtige, für die die Bereitschaft an- 
goordnet ist, haben dafür Sorge zu tragen, daß sie 
jederzeit erreichbar sind. Sie haben alle Vorberei- 
tungen zu einem raschen Einsatz zu treffen. Nach 
Anordnung der Bereitschaft können die Dienst- 
pflichtigen angewiesen werden, sich an ihren stän- 
digen Aufenthaltsort zu begeben oder sich an einem 
Sammelpunkt (Ausstattungszentrum) einzufinden. 
Von einzelnen Pflichten kann Befreiung erteilt, ins- 
besondere kann das zeitweilige Verlassen des stän- 
digen Aufenthaltsortes gestattet werden. Dabei sind 
Auflagen zur Gewährleistung einer raschen Einsatz- 
inöglichkeit zulässig. Der Umfang der Bereitschaft 
kann mit der Anordnung auch allgemein geregelt 
werden. 

siehe Absatz 2 Sätze 1 und 2 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

( 2 ) Der Umfang der Bereitschaft wird in der An- 
ordnung der obersten Landesbehörde (§ 7 Abs. 1 a) 
geregelt. Dabei können die Dienstpflichtigen an- 
gewiesen werden, sich an ihren ständigen Aufent- 
haltsort zu begeben. Von einzelnen Pflichten kann 
Befreiung erteilt, insbesondere kann das zeitweilige 
Verlassen des ständigen Aufenthaltsortes gestattet 
werden. Dabei sind Auflagen zur Gewährleistung 
einer raschen Einsatzmöglichkeit zulässig. 


(2 a) Dienstpflichtige, für die die Bereitschaft an- 
geordnet ist, haben dafür Sorge zu tragen, daß sie 
jederzeit erreichbar sind. Sie haben alle Vorberei- 
tungen zu einem raschen Einsatz zu treffen. 


2, UNTERABSCHNITT 
Heranziehung der Dienstpflichtigen 

§ 11a 

Heranziehungsverfahren 
Ausnahmen von der Dienstpflicht 

(1) Zahl, Berufsgruppe und Vorbildung der zum 
Dienst im Zivilschutzkorps heranzuziehenden Dienst- 
pflichtigen bestimmt der Bundesminister des Innern 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Ver- 
teidigung durch Heranziehungsanordnung. 

(2) Für die Heranziehung sind die Wehrersatz- 
behörden zuständig. 

(3) Die Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes und 
der dazu ergangenen Rechtsverordnungen sind ent- 
sprechend anzuwenden, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt. Dienstpflichtige im Sinne von § 5 
Nr. 2 und 3 werden ohne Jahrgangsaufruf erfaßt 
und gemustert. 

(4) Durch Rechtsverordnung der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates kann für die 
Heranziehung von Dienstpflichtigen, die sich im 
Ausland aufhalten, auch die Zuständigkeit der diplo- 
matischen und konsularischen Vertretungen der 
Bundesrepublik bestimmt werden. 

§ 11b 

Heranziehungs- und Bereithaltungsbescheid 

(1) Der Dienstpflichtige wird durch schriftlichen 
Bescheid zum Dienst im Zivilschutzkorps heran- 
gezogen. Der Bescheid soll insbesondere die gesetz- 
liche Grundlage der Heranziehung, Art und Dauer 
der Dienstleistung, Ort und Zeit des Diensteintritts 
sowie eine Rechtsmittelbelehrung enthalten; bei der 
erstmaligen Heranziehung muß aus dem Heran- 
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Ziehungsbescheid außerdem die dauernde Verpflich- 
tung zum Dienst im Zivilschutzkorps ersichtlich sein. 

(2) Nach Erfüllung der ersten Dienstleistung kann 
dem Dienstpflichtigen ein Bereithaltungsbescheid 
erteilt werden, der ihn verpflichtet, sich unter den 
Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 a zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt an einer bestimmten Stelle zu 
melden. 

(3) Unter den Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 a 
kann der Dienstpflichtige mündlich, fernmündlich, 
auf dem Funkwege oder durch öffentlichen Aufruf 
in der Presse, im Rundfunk oder in einer sonstigen 
geeigneten Weise herangezogen werden. Die 
Heranziehung ist schriftlich zu bestätigen. 

§ 11c 

Meldeüberwachung 

(1) Die Dienstpflichtigen unterliegen während der 
Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Zivilschutzkorps der 
Meldeüberwachung durch die Wehrersatzbehörden. 
Die Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes über die 
Wehrüberwachung sind entsprechend anzuwenden, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 

(2) Die zuständigen Stellen des Zivilschutzkorps 
sind verpflichtet, den Wehrersatzbehörden 

1. jede ihnen bekanntgewordene Änderung 
des ständigen Aufenthalts oder der Woh- 
nung eines Dienstpflichtigen, 

2. jeden ihnen bekanntgewordenen Sach- 
verhalt im Sinne des § 24 Abs. 7 des 
Wehrpflichtgesetzes 

mitzuteilen. 


§ lld 

Fachliches Weisungsrecht 

Soweit die Wehrersatzbehörden für die Heran- 
ziehung und Meldeüberwachung der Dienstpflich- 
tigen im Zivilschutzkorps zuständig sind, übt der 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung das fachliche 
Weisungsrecht aus. 

3. UNTERABSCHNITT 
Rechtsstellung der Dienstpflichtigen 

§ 11 e 

Rechtsstellung, Geld- und Sachbezüge 

(1) Der Dienstpflichtige hat während der Dienst- 
leistungen (§ 7) die gleiche Rechtsstellung wie ein 
Soldat, der auf Grund der Wehrpflicht in einem 
Wehrdienstverhältnis steht. 

(2) Auf den Dienstpflichtigen finden in Fragen 
der Geld- und Sachbezüge, des Reisekostenrechts, 
der Unterhaltssicherung, des Arbeitsplatzschutzes 
und in sonstigen Fragen der Fürsorge die Bestim- 
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mungen entsprechend Anwendung, die für einen 
Soldaten gelten, der auf Grund der Wehrpflicht in 
einem Wehrdienstverhältnis steht. Der Dienstpflich- 
tige wird nach Maßgabe der als Anlage beigefügten 
Tabelle in die seinem Dienstgrad entsprechende 
Wehrsold- und Übungsgeldgruppe eingestuft. 

(3) In den Fällen des § 7 Abs. 1 a und 2 erhält 
der Dienstpflichtige anstelle der Bezüge nach Ab- 
satz 2 Ersatz für notwendige Auslagen und Ver- 
dienstausfall. Auf Dienstpflichtige, die wegen der 
Bereitschaft ihrer bisherigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit nicht nachgehen können, sind die Vor- 
schriften des Arbeitsplatzschutzgesetzes sinngemäß 
anzuwenden. Waren diese Dienstpflichtigen zu Be- 
ginn der Bereitschaft in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung, in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen oder in der Arbeitslosenversicherung ver- 
sichert, so bleiben die Versicherungs Verhältnisse 
während der Bereitschaft unberührt; der Ersatz für 
den Verdienstausfall gilt als Entgelt oder Arbeits- 
einkommen. Der Bund trägt während dieser Zeit die 
Arbeitgeberbeitragsteile. 

(4) Das Nähere zur Durchführung des Absatzes 3 
bestimmt die Bundesregierung durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Biindesrates. In der 
Rechtsverordnung können auch Vorschriften über 
die Zahlung der Beiträge und die Meldepflicht ge- 
troffen sowie für die Beitragszahlung eine pauschale 
Beitragsberechnung vorgeschrieben und die Zah- 
lungsweise geregelt werden. 


§ llf 

Dienstgradbezeichniingen, Beförderung, Versetzung 

(1) Für die Dienstpflichtigen werden die in der 
Anlage enthaltenen Dienstgradbezeichnungen fest- 
gesetzt. 

(2) Die Beförderung eines Dienstpflichtigen, der 
auf Grund des § 4 a Dienst leistet, erfolgt durch 
dienstliche Bekanntgabe an den Dienstpflichtigen; 
sie wird mit der dienstlichen Bekanntgabe wirksam. 
Dem Dienstpflichtigen ist eine Urkunde über die 
dienstliche Bekanntgabe auszuhändigen. 

(3) Verlegt ein Dienstpflichtiger seinen ständigen 
Aufenthalt innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes in ein anderes Land, so kann er mit Ein- 
verständnis des übernehmenden Landes zu einer 
Einheit oder Einrichtung des Zivilschutzkorps in 
diesem Lande versetzt werden. Durch die Verlegung 
des ständigen Aufenthalts wird die Pflicht, eine 
bereits begonnene Dienstleistung (§ 7) bei der bis- 
herigen Einheit oder Einrichtung des Zivilschutz- 
korps zu beenden, nicht berührt. Gleiches gilt, wenn 
der ständige Aufenthalt zwischen dem Tag der Zu- 
stellung des Heranziehungsbescheides und dem für 
den Beginn der Dienstleistung festgesetzten Tag 
verlegt wird. 
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§ 11g 

Beendigung von Dienstleistungen 
Ausscheiden und Ausschluß aus dem 
Zivilschutzkorps 
Verlust des Dienstgrades 

(1) Ein Dienstpflichtiger, der Dienst im Sinne von 
§ 7 Abs. 1 leistet, ist aus diesem Dienst zu entlassen 

1. mit Ablauf der für die Grundausbildung 
oder Übung festgesetzten Zeit, es sei 
denn, daß der Verteidigungsfall eingetre- 
ten ist; 

2. während des Verteidigungsfalles, bei Be- 
endigung der Verwendung oder mit Ab- 
lauf des Jahres, in dem er das sechzigste 
Lebensjahr vollendet, im Falle des § 17 
Abs. 2 in Verbindung mit § 51 des Solda- 
tengesetzes mit Vollendung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres; 

3. wenn er nicht mehr wehrpflichtig ist, 
jedoch bleibt der sinngemäß anzu wen- 
dende § 1 Abs. 3 des Wehrpflichtgesetzes 
unberührt; 

4. wenn der Heranziehungsbescheid auf- 
gehoben wird oder eine zwingende Wehr- 
dienstausnahme vorliegt — in den Fällen 
des sinngemäß anzuwendenden § 11 des 
Wehrpflichtgesetzes erst nach Befreiung 
durch die Wehrersatzbehörde; 

5. wenn nach dem bisherigen Verhalten 
durch sein Verbleiben die Ordnung oder 
die Sicherheit im Zivilschutzkorps ernst- 
lich gefährdet würde; 

6. wenn er seiner Aufstellung für die Wahl 
zum Bundestag oder zu einem Landtag 
zugestimmt hat; 

7. wenn er unabkömmlich gestellt ist; 

8. wenn er gemäß § 13 a des Wehrpflicht- 
gesetzes der zuständigen Behörde für 
Dienstleistungen im zivilen Bevölkerungs- 
schlitz im Zeitpunkt der Einberufung zur 
Verfügung stand und ohne die Einberu- 
fung hierfür weiterhin verfügbar sein 
würde. 

Im übrigen sind § 29 Abs. 2 bis 5 und § 29 a des 
Wehrpflichtgesetzes sinngemäß anzuwenden. 

(2) Ein Dienstpflichtiger scheidet in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 2 bis 5 und 8 aus dem Zivil- 
schiitzkorps aus. Gleiches gilt, wenn er ohne Ein- 
schränkung für unbestimmte Zeit unabkömmlich ge- 
stellt wird. Er scheidet ferner aus, wenn er zum 
Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit oder Polizeivoll- 
zugsbeamten berufen wird. 

(3) Auf den Ausschluß aus dem Zivilschutzkorps 
und den Verlust des Dienstgrades sind die §§ 30 
und 31 des Wehrpflichtgesetzes sinngemäß anzu- 
wenden. 
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Berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
auf Zeit 

§ 12 

Rechtsnatur des Dienstverhältnisses 

Die berufsmäßigen Angehörigen des Zivilschutz- 
korps und die Angehörigen des Zivilschutzkorps 
auf Zeit stehen zu ihrem Dienstherrn in einem 
öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treiieverhältnis 
besonderer Art. 

§ 13 

Ernennung 

(1) Einer Ernennung bedarf es 

1. zur Begründung des Dienstverhältnisses 
eines berufsmäßigen Angehörigen oder 
eines Angehörigen auf Zeit (Berufung), 

2. zur Umwandlung des Dienstverhältnisses 
eines Angehörigen auf Zeit in das Dienst- 
verhältnis eines berufsmäßigen Angehö- 
rigen und umgekehrt (Umwandlung), 

3. zur Verleihung eines höheren Dienstgra- 
des (Beförderung). 

(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde müssen 
enthalten sein 

1. bei der Berufung und der Umwandlung 
die Worte „unter Berufung in das Dienst- 
verhältnis eines berufsmäßigen Angehö- 
rigen des Zivilschutzkorps" oder „unter 
Berufung in das Dienstverhältnis eines 
Angehörigen des Zivilschutzkorps auf 
Zeit", 


2. bei der Beförderung die Bezeichnung des 
höheren Dienstgrades. 

(3) Die Ernennung wird mit dem Tage der Aus- 
händigung der Ernennungsurkunde wirksam, wenn 
nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag 
bestimmt ist. 

(4) Zuständig für die Ernennung ist die Stelle, 
die nach den Vorschriften des Beamtenrechts für 
die Ernennung der Beamten in entsprechenden Be- 
soldungsgruppen zuständig ist. 

(5) Mit der Berufung eines Dienstpflichtigen en- 
det das Hilfsdienstverhältnis. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
DRITTER ABSCHNITT 

Berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
auf Zeit 

§ 12 

Rechtsnatur des Dienstverhältnisses 

Die berufsmäßigen Angehörigen und die Angehö- 
rigen auf Zeit des Zivilschutzkorps stehen zu ihrem 
Dienstherrn in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- 
verhältnis besonderer Art. 

§ 13 

Ernennung 

(1) unverändert 


(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde. In der Urkunde müssen 
enthalten sein 

1. bei der Berufung die Worte „unter Be- 
rufung in das Dienstverhältnis eines 
berufsmäßigen Angehörigen des Zivil- 
schutzkorps" oder „unter Berufung in das 
Dienstverhältnis eines Angehörigen auf 
Zeit des Zivilschutzkorps", 

la. bei der Umwandlung die die Art des 
Dienstverhältnisses bestimmenden Worte 
nach Nummer 1, 

2. unverändert 


(3) unverändert 


Absatz 4 entfällt 

vergleiche §21a 


(5) Mit der Berufung eines Dienstpflichtigen nach 
Absatz 1 Nr. 1 endet dessen Dienstpflichtverhältnis 
(§ Ile). 
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§ 14 

Voraussetzungen und Hindernisse der Berufung 

(1) In das Dienstverhältnis eines berufsmäßigen 
Angehörigen oder eines Angehörigen auf Zeit kann 
nur berufen werden, wer 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes ist, 

2. Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für 
die freiheitliche demokratische Grundord- 
nung im Sinne des Grundgesetzes eintritt, 

3. die charakterliche, geistige und körper- 
liche Eignung besitzt, die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben als Angehöriger des 
Zivilschutzkorps erforderlich ist. 

(2) In das Dienstverhältnis eines berufsmäßigen 
Angehörigen oder eines Angehörigen auf Zeit darf 
nicht berufen werden, wer 

1. durch ein deutsches Gericht zu Zucht- 
haus oder wegen einer hochverräterischen, 
staatsgefährdenden oder vorsätzlichen lan- 
desverräterischen Handlung zu Gefängnis 
verurteilt ist, 

2. die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fä- 
higkeit zum Bekleiden öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder 

3. Maßregeln der Sicherung und Besserung 
nach §§ 42 c bis 42 e des Strafgesetzbuches 
unterworfen ist, solange diese Maßregeln 
nicht erledigt sind, 

Verurteilungen durch Gerichte außerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Grundgesetzes kommen nur in 
Betracht, soweit die Vollstreckung nach dem Ge- 
setz über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe 
vom 2. Mai 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 161) zulässig 
ist oder war. 

(3) In Einzelfällen können Ausnahmen von Ab- 
satz 1 Nr. 1 und Absatz 2 Nr. 1 zugelassen werden, 
wenn dafür ein dienstliches Bedürfnis besteht. 

§ 15 

Berufsmäßige Angehörige 

In das Dienstverhältnis eines berufsmäßigen An- ln das Dienstverhältnis eines berufsmäßigen An- 
gehörigen können berufen werden gehörigen können berufen werden 

1. Unterführer mit der Beförderung zu einem i. Unterführer mit der Beförderung zum Haupt- 

Dienstgrad der Besoldungsgruppe 6 der Be- Wachtmeister im Zivilschutzkorps, 

soldungsordnung A (Anlage 1 zum Bundes- 
besoldungsgesetz), 

2. Führer. 2. unverändert 


§ 15 

Berufsmäßige Angehörige 


§ 14 

unverändert 
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§ 16 

Angehörige auf Zeit 

(1) In das Dienstverhältnis eines Angehörigen 
auf Zeit können berufen werden 

1. Bewerber ohne Grundausbildung, Mann- 
schaften und Unterführer bis zu einer 
Dienstzeit von insgesamt fünfzehn Jah- 
ren, jedoch nicht über das vierzigste 
Lebensjahr hinaus, 

2. Führer bis zu einer Dienstzeit von insge- 
samt fünfzehn Jahren, 

3. Führerbewerber bis zum Abschluß des für 
sie vorgesehenen Ausbildungsganges oder 
für eine festbestimmte Zeit von minde- 
stens zwei Jahren. 

(2) Die Zeitdauer der Berufung kann auf Grund 
freiwilliger Weiterverpflichtung innerhalb der 
Grenze des Absatzes 1 Nr. 1 und 2 verlängert wer- 
den. 


§ 17 

Beendigung des Dienstverhältnisses 
eines berufsmäßigen Angehörigen 

(1) Das Dienstverhältnis eines berufsmäßigen 
Angehörigen endet außer durch Tod durch 

1. Eintritt in den Ruhestand, 

2. Entlassung, 

3. Verlust der Rechtsstellung eines berufs- 
mäßigen Angehörigen, 

4. Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
durch disziplinargerichtliches Urteil. 

(2) Die Vorschriften der § 44 Abs. 1 und 3 bis 7, 
§ 45 Abs. 1, §§ 46 bis 48, 49 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
bis 4, § 51 Abs. 3 und 4, §§ 52 und 53 des Soldaten- 
gesetzes sind sinngemäß anzuwenden. An die Stelle 
des Bundesministers der Verteidigung tritt die 
oberste Dienstbehörde. 

§ 18 

Beendigung des Dienstverhältnisses 
eines Angehörigen auf Zeit 

(1) Das Dienstverhältnis eines Angehörigen auf 
Zeit endet außer durch Tod durch 

1. Ablauf der Zeit, für die er in das Dienst- 
verhältnis berufen ist, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 16 

Angehörige auf Zeit 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Auf die Dienstzeit nach Absatz 1 wird die 
Grundausbildung angerechnet, die im Zivilschutz- 
korps bis zur Berufung in das Dienstverhältnis eines 
Angehörigen auf Zeit geleistet worden ist; der bei 
der Bundeswehr geleistete Grundwehrdienst und 
Zeiten eines nach dem 8. Mai 1945 abgeleisteten 
Polizeivollzugsdienstes können angerechnet werden, 
wenn sie für die vorgesehene Verwendung im Zi- 
vilschutzkorps als förderlich anzusehen sind. 

§ 17 

Beendigung des Dienstverhältnisses 
eines berufsmäßigen Angehörigen 

(1) unverändert 


(2) Die Vorschriften der § 44 Abs. 1 und 3 bis 7, 
§ 45 Abs. 1, §§ 46 bis 48, 49 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 
bis 4 und §§ 50 bis 53 des Soldatengesetzes sind 
sinngemäß anzuwenden. An die Stelle des Bundes- 
ministers der Verteidigung tritt die oberste Dienst- 
behörde. 

§ 18 

unverändert 
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2. Entlassung, 

3. Verlust der Rechtsstellung eines Ange- 
hörigen auf Zeit, 

4. Entfernung aus dem Dienstverhältnis 
durch disziplinargerichtliches Urteil. 

(2) Soweit zwingende Gründe es erfordern, kann 
die für das Dienstverhältnis festgesetzte Zeit in Ein- 
zelfällen durch den Dienstherrn um einen Zeitraum 
bis zu drei Monaten verlängert werden. 

(3) Die Vorschriften der §§ 55, 56 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 und 3 und § 57 des Soldatengesetzes sind 
sinngemäß anzuwenden. An die Stelle des Bundes- 
ministers der Verteidigung tritt die oberste Dienst- 
behörde. 

§ 19 

Versetzung und Abordnung 

(1) Berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
auf Zeit können versetzt werden, wenn ein dienst- 
liches Bedürfnis besteht oder wenn sie es beantra- 
gen, Die Versetzung in den Dienstbereich eines an- 
deren Dienstherrn ist nur mit Einverständnis des 
Angehörigen und des übernehmenden Dienstherrn 
zulässig. 

(2) Berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
auf Zeit können, wenn ein dienstliches Bedürfnis 
besteht, an eine andere Dienststelle abgeordnet 
werden. 

§ 20 

Geld- und Sachbezüge, Heiliürsorge, Berufs- 
förderung, Versorgung 

(1) Die berufsmäßigen Angehörigen und die An- 
gehörigen auf Zeit haben Anspruch auf Geld- und 
Sachbezüge, HeiUursorge, Beiufsförderung und Ver- 
sorgung. Geld- und Sachbezüge und Heiliürsorge 
richten sie nach den Vorschriiten des Biindesbesol- 
dungsgeselzes. Benüsiördening und Versorgung 
werden gesetzlich geregelt. 


(2) Die Vorschriiten über die Reise- und Umzugs- 
kostenvergütung der Beamten sowie § 73 Abs. 2, 
§ 83 Abs. 2 und 4, §§ 84, 86 Abs. 2, §§ 87, 87 a und 
183 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes gelten ent- 
sprechend. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 19 

Versetzung und Abordnung 

(1) Berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
aut Zeit können versetzt werden, wenn sie es bean- 
tragen oder v/(mn ein dienstliches Bedürfnis besteht. 
Die Versetzung in den Dienstbcaa-ich eines anderen 
Dienstherrn ist nur mit Einverständnis des Ange- 
hörigem und des übernehmenden Dienstherrn zu- 
lässig. 

(2) unverändert 


§ 20 

Geld- und Sachbezüge 

(1) Die berufsmäßigen Angehörigen und die An- 
gehörigen auf Zeit haben Anspruch auf Geld- und 
Sachbezüge. 

(1 a) Die Dienst- und Sachbezüge der im Dienst 
des Bundes stehenden Angehörigen werden durch 
das Bundesbesoldungsgesetz geregelt. Die Vor- 
schriften des Bundesbesoldungsgesetzes sind auf 
die im Dienst der Länder stehenden Angehörigen 
entsprechend anzuwenden, jedoch mit der Maßgabe, 
daß Entscheidungen nach § 7 Abs. 3 Satz 2 und § 19 
Abs. 3 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes von 
den obersten Dienstbehörden ohne Mitwirkung des 
Bundesministers des Innern getroffen werden; die 
Verwaltungsvorschriften zu §§ 23 und 36 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes erläßt für die im Dienst der 
Länder stehenden Angehörigen der Bundesminister 
des Innern mit Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Auf die berufsmäßigen Angehörigen und die 
Angehörigen auf Zeit finden in Fragen der Reise- 
und Umzugskostenvergütung und in sonstigen Fra- 
gen der Geld- und Sachbezüge und der Fürsorge 
die Bestimmungen entsprechend Anwendung, die 
für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit gelten. 
§ 73 Abs. 2, § 83 Abs. 2 und 4, §§ 84, 86 Abs. 2, §§ 87, 
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§ 21 

Nebentätigkeit, Wählbarkeit 

Für die Nebentätigkeit und die Wählbarkeit der 
berufsmäßigen Angehörigen und der Angehörigen 
auf Zeit gelten die §§ 20 und 25 des Soldatengeset- 
zes entsprechend. 


vergleiche §13 Abs. 4 


4. UNTERABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für die Angehörigen 
des Zivilschutzkorps 

§ 22 

Eid und feierliches Gelöbnis 


(1) Berufsmäßige Angehörige und Angehörige auf 
Zeit haben folgenden Diensteid zu leisten: 

„Ich schwöre, der Bundesrepublik Deutschland 
treu zu dienen, Gefahren für die Allgemeinheit 
unter Einsatz aller Kräfte zu bekämpfen und 
meine Pflichten zu erfüllen, so wahr mir Gott 
helfe." 

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir 
Gott helfe" geleistet werden. Gestattet ein Bundes- 
gesetz den Mitgliedern einer Religionsgemeinschaft, 
an Stelle der Worte „ich schwöre" andere Beteue- 
rungsformeln zu gebrauchen, so kann das Mitglied 
einer solchen Religionsgesellschaft diese Beteue- 
rungsformel sprechen. 

(2) Dienstpflichtige im Zivilschutzkorps bekennen 
sich zu ihren Pflichten durch das folgende feierliche 
Gelöbnis: 

„Ich gelobe, der Bundesrepublik Deutschland 
treu zu dienen, Gefahren für die Allgemeinheit 
unter Einsatz aller Kräfte zu bekämpfen und 
meine Pflichten zu erfüllen." 

(3) Bei Versetzung zu einem anderen Dienstherrn 
und bei Wechsel des Zivildienstberechtigten werden 
Diensteid und Gelöbnis nicht erneut abgelegt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

87 a und 183 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
sind entsprechend anzuwenden. 

§ 21 

unverändert 


§ 21 a 

Zuständigkeit für dienstrechtliche Entscheidungen 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, ist 
für dienstrechtliche Entscheidungen die Stelle zu- 
ständig, die nach den Vorschriften des Beamten- 
rechts für vergleichbare Entscheidungen bei Beamten 
der gleichen Besoldungsgruppe zuständig ist. 


VIERTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften für die Angehörigen 
des Zivilschutzkorps 

§ 22 

Eid und feierliches Gelöhnis 

(01) Staat und Angehörige des Zivilschutzkorps 
sind durch gegenseitige Treue miteinander verbun- 
den. 

(1) Berufsmäßige Angehörige und Angehörige auf 
Zeit haben folgenden Diensteid zu leisten: 

„Ich schwöre, der Bundesrepublik Deutschland 
treu zu dienen, Gefahren für die Allgemeinheit 
unter Einsatz aller Kräfte zu bekämpfen und 
meine Pflichten zu erfüllen, so wahr mir Gott 
helfe." 

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir 
Gott helfe" geleistet werden. Gestattet ein Gesetz 
den Mitgliedern einer Religionsgesellschaft, an 
Stelle der Worte „ich schwöre" andere Beteuerungs- 
formeln zu gebrauchen, so kann das Mitglied einer 
solchen Religionsgesellschaft diese Beteuerungs- 
formel sprechen. 

(2) unverändert 


(3) Bei Versetzungen werden Diensteid und Ge- 
löbnis nicht erneut abgelegt. 
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§ 23 

Rechte und Pflichten 

(1) Die Angehörigen des Zivilschutzkorps haben 
die gleichen staatsbürgerlichen Rechte wie jeder 
andere Staatsbürger. Ihre Rechte werden im Rahmen 
der Erfordernisse des Dienstes durch ihre gesetz- 
lich begründeten Pflichten beschränkt. 

(2) Die Angehörigen des Zivilschutzkorps haben 
die Pflicht, unter Einsatz aller Kräfte die ihnen 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen und dabei Ge- 
fahren auf sich zu nehmen. 

(3) Die Angehörigen des Zivilschutzkorps sind 
auf dienstliche Anordnung verpflichtet, in einer Ge- 
meinschaftsunterkunft zu wohnen, an einer Ge- 
meinschaftsverpflegung teilzunehmen und Dienst- 
kleidung zu tragen. 

(4) Die Vorschriften der §§ 8, 10 bis 17, 19, 21, 24, 
26, 29, 32 und 36 des Soldatengesetzes sind sinnge- 
mäß anzuwenden; bei § 19 tritt an die Stelle des 
Bundesministers der Verteidigung die oberste 
Dienstbehörde. 

§ 24 

Gnadenrecht 

(1) Der Verlust von Rechten eines Angehörigen 
des Zivilschutzkorps kann im Gnadenweg ganz oder 
teilweise beseitigt werden. 

(2) Wird im Gnadenweg der Verlust der Rechte 
eines Angehörigen des Zivilschutzkorps in vollem 
Umfang beseitigt, so gilt von diesem Zeitpunkt ab 
§ 51 Abs. 1, 2 und 4 des Bundesbeamtengesetzes ent- 
sprechend. 

(3) Das Gnadenrecht steht für die im Dienste des 
Bundes stehenden Angehörigen des Zivilschutzkorps 
dem Bundespräsidenten zu; er kann die Ausübung 
anderen Stellen übertragen. Für die im Dienst eines 
Landes stehenden Angehörigen richtet sich die Zu- 
ständigkeit nach den für das Gnadenrecht für Beamte 
geltenden Vorschriften. 

§ 25 

Fürsorge 

Der Dienstherr hat im Rahmen des Dienst- und 
Treueverhältnisses für das Wohl der berufsmäßigen 
Angehörigen und der Angehörigen auf Zeit des Zivil- 
schutzkorps sowie ihrer Familien, auch für die Zeit 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses, zu sorgen. 
Er hat auch für das Wohl der Dienstpflichtigen zu 
sorgen, die nach § 7 Dienst leisten. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 23 

unverändert 


§24 

Gnadenrecht 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Das Gnadenrecht steht für die im Dienst des 
Bundes stehenden Angehörigen des Zivilschutz- 
korps dem Bundespräsidenten zu; er kann die Aus- 
übung anderen Stellen übertragen. Für die im Dienst 
eines Landes stehenden Angehörigen richtet sich die 
Zuständigkeit nach Landesrecht. 

§25 

unverändert 


§ 25 a 
Versorgung 

Die Versorgung für die Angehörigen des Zivil- 
schutzkorps und ihre Hinterbliebenen wird durch 
besonderes Gesetz geregelt. 
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§ 26 

Urlaub 

(1) Den berufsmäßigen Angehörigen und den An- 
gehörigen auf Zeit steht alljährlich ein Erholungs- 
urlaub unter Fortgewährung der Geld- und Sach- 
bezüge zu. Der Erholungsurlaub darf versagt wer- 
den, soweit und solange zwingende dienstliche Er- 
fordernisse einer Urlaubserteilung entgegenstehen. 

(2) Den Angehörigen des Zivilschutzkorps kann 
aus besonderen Anlässen Urlaub erteilt werden. 

(3) Die Erteilung und die Dauer des Urlaubs regelt 
eine Rechtsverordnung, die der Bundesminister des 
Innern mit Zustimmung des Bundesrates erläßt. Sie 
bestimmt auch, ob und inwieweit die Geld- und Sach- 
bezüge während eines Urlaubs aus besonderen An- 
lässen zu belassen sind. 

§ 27 

Beschwerde 

Die Angehörigen des Zivilschutzkorps haben das 
Recht, sich zu beschweren. 


Beschlüsse d e s b. Ausschusses 
§26 

unverändert 


§27 

Beschwerde 

(1) Der Angehörige des Zivilschuizkorps hat das 
Recht, sich zu beschweren; hierbei hat er den Dienst- 
weg einzuhalten. Der Beschwerdeweg bis zur ober- 
sten Dienstbehörde steht offen. 

(2) Richtet sich die Beschwerde gegen den un- 
mittelbaren Vorgesetzten, so kann sie bei dem 
nächsthöheren Vorgesetzten eingereicht werden. 

(3) Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsord- 
nung über das Vorverfahren und die Klage bleiben 
unberührt. 

§27a 

Vertrauensmann 

(1) Die Unterführer und Mannschaften wählen 
in den Einheiten und in Lehrgängen von mindestens 
zweimonatiger Dauer aus ihren Reihen je einen 
Vertrauensmann und je zwei Stellvertreter. Die 
Führer wählen in einem Verband, in den Schulen, 
in Lehrgängen von mindestens zweimonatiger Dauer 
und in den Stäben der Verbände einen Vertrauens- 
mann und zwei Stellvertreter. 

(2) Die Wahl ist geheim und unmittelbar. Die 
Wahlberechtigung, die Wählbarkeit, die Dauer des 
Amtes der Vertrauensmänner und die vorzeitige Be- 
endigung ihrer Tätigkeit werden durch eine Rechts- 
verordnung nach den Grundsätzen geregelt, die für 
die Wahl des Vertrauensmannes der Soldaten gel- 
ten. Die Rechtsverordnung erläßt die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates. 

(3) Angehörige des Zivilschutzkorps in Dienst- 
stellen, die nicht Einheiten, Verbände oder Schulen 
sind, wählen Vertretungen nach den Vorschriften 
des Personalvertretungsgesetzes. Die Zahl der Ver- 
treter muß im gleichen Verhältnis zur Zahl der An- 
gehörigen des Zivilschutzkorps stehen wie die Zahl 
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der Personalratsmitglieder zur Zahl der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter; die Angehörigen des 
Zivilschutzkorps erhalten jedoch mindestens die in 
§ 13 Abs. 3 und 5 des Personalvertretungsgesetzes 
bestimmte Anzahl von Vertretern. In gemeinsamen 
Angelegenheiten treten diese Vertreter zu den Per- 
sonalvertretungen hinzu; sie gelten als weitere 
Gruppe. In Angelegenheiten, die nur die Angehöri- 
gen des Zivilschutzkorps betreffen, haben sie die 
Befugnisse des Vertrauensmannes. 

(4) Der Vertrauensmann soll zur verantwortungs- 
vollen Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und 
Untergebenen sowie zur Erhaltung des kamerad- 
schaftlichen Vertrauens innerhalb des Bereichs, für 
den er gewählt ist, beitragen. Er wirkt mit bei 

1. Erlaß oder Änderung von Anordnungen 
über den inneren Dienst, welche die so- 
zialen Angelegenheiten der Angehörigen 
berühren, 

2. Maßnahmen zur Hebung der Dienstlei- 
stungen oder zur Erleichterung des 
Dienstablaufs, 

3. Aufstellung von Grundsätzen für die Ge- 
staltung der Dienstpläne, 

4. Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- 
unfällen und sonstigen Gesundheits- 
schädigungen, 

5. Zuweisung von Wohnungen, die der 
Dienststelle zur Verfügung stehen, so- 
weit sie nicht an die Person des Inhabers 
einer bestimmten Stelle gebunden sind, 

6. Berufsförderung von Angehörigen auf 
Zeit, 

7. Gewährung von Unterstützungen und 
ähnlichen sozialen Zuwendungen, 

8. vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand, 

9. Versetzung von Angehörigen zu einer 
anderen Dienststelle, 

10. anderen Angelegenheiten, für die seine 
Mitwirkung gesetzlich vorgesehen ist. 

In den Fällen der Nummern 6 bis 9 wirkt der Ver- 
trauensmann nur mit, wenn der Angehörige es be- 
antragt. 

(5) Der Vertrauensmann hat, soweit eine gesetz- 
liche Regelung nicht besteht, gegebenenfalls durch 
Abschluß von Dienstvereinbarungen mitzubestim- 
men über 

1. Aufstellung des Urlaubsplanes, 

2. Verwaltung von Heimen, Kantinen, Ge- 
meinschaftsküchen und anderen Wohl- 
fahrtseinrichtungen, 

3. Aufstellung von Grundsätzen für Aner- 
kennungen bei besonderen Leistungen. 

Das Nähere regelt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates. 
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§ 28 

Bestrafung wegen Dienstvergehen 

(1) Die Angehörigen des Zivilschutzkorps begehen 
ein Dienstvergehen, wenn sie schuldhaft ihre Pflich- 
ten verletzen. 


(2) Das Nähere über die Bestrafung wegen Dienst- 
vergehen regelt ein Gesetz. 

§ 29 

Vorgesetzter, Disziplinarvorgesetzter 

(1) Vorgesetzter ist, wer befugt ist, einem Ange- 
hörigen des Zivilschutzkorps Befehle zu erteilen. 
Der Bundesminister des Innern erläßt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften über die Regelung des Vorgesetztenver- 
hältnisses im Zivilschutzkorps. 

(2) Disziplinarvorgesetzter ist, wer Disziplinar- 
strafgewalt über Angehörige des Zivilschutzkorps 
seines Befehlsbereichs hat. Das Nähere regelt das in 
§ 28 Abs. 2 vorgesehene Gesetz. 

§ 30 

Laufbahnvorschriften 

(1) Die Bundesregierung erläßt dur(±i Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften über die Laufbahnen der Angehörigen des 
Zivilschutzkorps nach Maßgabe der folgenden 
Grundsätze. 

(2) Es bestehen die Laufbahngruppen der 

1. Unterführer und Mannschaften, 

2. Führer. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 28 

Bestrafung wegen Dienstvergehen 

(1) Der Angehörige des Zivilschutzkorps begeht 
ein Dienstvergehen, wenn er schuldhaft seine Pflich- 
ten verletzt. 

(1 a) Es gilt als Dienstvergehen, 

1. wenn ein Angehöriger des Zivilschutz- 
korps nach seinem Ausscheiden aus dem 
Zivilschutzkorps seine Pflicht zur Ver- 
schwiegenheit verletzt oder gegen das 
Verbot verstößt, Belohnungen oder Ge- 
schenke in bezug auf seine dienstliche 
Tätigkeit im Zivilschutzkorps anzuneh- 
men, 

2. wenn sich ein Führer oder Unterführer 
nach seinem Ausscheiden aus dem Zivil- 
schutzkorps gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes betätigt oder durch un- 
würdiges Verhalten nicht der Achtung 
und dem Vertrauen gerecht wird, die für 
seine Wiederverwendung als Vorgesetz- 
ter erforderlich sind, 

3. wenn ein berufsmäßiger Angehöriger 
nach Eintritt in den Ruhestand einer er- 
neuten Berufung in das Dienstverhältnis 
schuldhaft nicht nachkommt. 

(2) unverändert 

§29 

unverändert 


§ 30 

Laufbahn Vorschriften 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Bei berufsmäßigen Angehörigen und Ange- 
hörigen auf Zeit sind mindestens zu fordern 

1. für die Ernennung zum Unterführer: 

a) der erfolgreiche Besuch einer Volks- 
schule oder ein entsprechender Bil- 
dungsstand, 

b) eine Dienstzeit von einem Jahr im 
Zivilschutzkorps, 

c) die Ablegung einer Unterführerprü- 
fung; 

2. für die Laufbahnen in der Laufbahngruppe 

der Führer: 

a) das Reifezeugnis einer höheren Schule 
oder ein entsprechender Bildungsstand, 


b) eine Dienstzeit von drei Jahren im Zi- 
vilschutzkorps, 

c) die Ablegung einer Führerprüfung. 

Unterführerbewerber sollen eine Berufsausbildung 
mit Erfolg abgeschlossen haben, wenn sie nicht die 
mittlere Reife oder einen entsprechenden Bildungs- 
stand besitzen. Für Angehörige bestimmter Fach- 
richtungen in der Laufbahngruppe der Führer kann 
das Ingenieurzeugnis einer vom Bundesminister des 
Innern anerkannten Ingenieurschule, ein abge- 
schlossenes Studium an einer Universität, einer 
Technischen Hochschule oder einer anderen gleich- 
stehenden Hochschule oder die Bestallung als Arzt, 
Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker gefordert wer- 
den; insoweit kann von den Mindestvoraussetzun- 
gen nach Satz 1 Nr. 2 abgewichen werden. 

(4) Für Beförderungen sind die allgemeinen Vor- 
aussetzungen und die Mindestbewährungszeiten 
festzusetzen. Dienstgrade, die bei regelmäßiger Ge- 
staltung der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen 
nicht übersprungen werden. Uber Ausnahmen ent- 
scheidet für die im Dienst eines Landes stehenden 
Angehörigen des Zivilschutzkorps die nach dem 
Landesbeamtenrecht zuständige unabhängige Stelle 
(§ 61 des Beamtenrechtsrahmengesetzes); soweit 
eine solche nicht besteht und für die im Dienst des 
Bundes stehenden Angehörigen des Zivilschutzkorps 
ist der Bundespersonalausschuß in der Zusammen- 
setzung nach § 96 des Bundesbeamtengesetzes zu- 
ständig. Für die Beförderung von Dienstpflichtigen 
gilt §13 sinngemäß. 

(5) Der Aufstieg aus Laufbahnen der Unterführer 
und Mannschaften in Laufbahnen der Führer ist 
auch ohne Erfüllung der Eingangsvoraussetzungen 
möglich. Für den Aufstieg ist der Erwerb entspre- 
chender Kenntnisse und Fähigkeiten und die Ab- 
legung der Führerprüfung zu fordern. 

(6) Die Rechtsverordnung trifft ferner Bestim- 
mungen für die Fälle, in denen an Stelle der allge- 
meinen Vorbildung eine technische oder sonstige 
Fachausbildung genügt. Die Rechtsverordnung kann 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(3) Bei iKMüfsmäßigen Angehörigen und Ange- 
hörigen auf Zeit sind mindestens zu fordern 

1 . unverändert 


2. für die Laufbahnen in der Laufbahngruppe 

der Führer: 

a) das Reifezeugnis, ein entsprechender 
Bildiingsstand oder die mittlere Reife 
und eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung, 

b) unverändert 

c) unverändert 

Unterführerbewerber sollen eine Berufsausbildung 
mit Erfolg abgeschlossen haben, wenn sie nicht die 
mittlere Reife oder einen entsprechenden Bildungs- 
Stand besitzen. Für Angehörige bestimmter Fach- 
richtungen in der Laufbahngruppe der Führer kann 
das Ingenieurzeugnis einer vom Bundesminister des 
Innern anerkannten Ingenieurschule, ein abge- 
schlossenes Studium an einer Universität, einer 
Technischen Hochschule oder einer anderen gleich- 
stehenden Hochschule oder die Bestallung als Arzt, 
Zahnarzt, Tierarzt oder Apotheker gefordert wer- 
den; insoweit kann von den Mindestvoraussetzun- 
gen nach Satz 1 Nr. 2 abgewichen werden. 

(4) Für Beförderungen sind die allgemeinen Vor- 
aussetzungen und die Mindestbewährungszeiten 
festzusetzen. Dienstgrade, die bei regelmäßiger Ge- 
staltung der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen 
nicht übersprungen werden, über Ausnahmen ent- 
scheidet für die im Dienst eines Landes stehenden 
Angehörigen des Ziviischutzkorps die nach dem 
Landesbeamtenrecht zuständige Stelle; für die im 
Dienst des Bundes 'Stehenden Angehörigen des Zivil- 
schutzkorps ist der Bundespersonalausschuß in der 
Zusammensetzung nach § 96 des Bundesbeamten- 
geselzes zuständig. 


(5) unverändert 


(6) unverändert 
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außerdem für eine Übergangszeit Abweichungen 
von Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2 
Buchstabe b zulassen. 

(7) Wenn geeignete berufsmäßige Angehörige 
oder Angehörige auf Zeit nicht zur Verfügung ste- 
hen, können in ein solches Dienstverhältnis auch an- 
dere Bewerber eingestellt werden, sofern sie die 
notwendige Befähigung durch Lebens- und Berufs- 
erfahrung innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erworben haben. Ein bestimmter Vorbil- 
dungsgang darf von anderen Bewerbern nicht ver- 
langt werden, es sei denn, daß er für alle Bewerber 
gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Befähigung der 
anderen Bewerber für die Einstellung in den Dienst 
eines Landes ist durch die nach dem Landesbeamten- 
recht zuständige unabhängige Stelle (§61 des Be- 
amtenrechtsrahmengesetzes) oder durch einen von 
ihr zu bestimmenden unabhängigen Ausschuß fest- 
zustellen; soweit eine solche unabhängige Stelle 
nicht besteht und bei Bewerbern für die Einstellung 
in den Bundesdienst ist der Bundespersonalausschuß 
in der Zusammensetzung nach § 96 des Bundes- 
beamtengesetzes oder ein von ihm zu bestimmender 
unabhängiger Ausschuß zuständig. 


vergleiche §43 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(7) Wenn Bewerber, die die vorgeschriebeneii 
Einstellungsvoraiissetzungen erfüllen, nicht in aus- 
reichender Zahl zur Verfügung stehen, können als 

berufsmäßige Angehörige oder als Angehörige auf 
Zeit auch andere Bewerber berufen werden, sofern 
sie die notwendige Befähigung durch Lebens- und 
Berufserfahrung innerhalb oder außerhalb des 
öffentlichen Dienstes erworben haben. Ein bestimm- 
ter Vorbildungsgang darf von anderen Bewerbern 
nicht verlangt werden, es sei denn, daß er für alle 
Bewerber gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Befähi- 
gung der anderen Bewerber für die Einstellung in 
den Dienst eines Landes ist durch die nach dem 
Landesbeamtenrecht zuständige Stelle festzustellen; 
bei Bewerbern für die Einstellung in den Dienst des 
Bundes ist der Bundespersonalausscbuß in der Zu- 
sammensetzung nach § 96 des Bundesbeamtengeset- 
zes oder ein von ihm zu bestimmender unabhängi- 
ger Ausschuß zuständig. 


§30a 

Anwendung weiterer Rechtsvorschriften 

(1) Bei Anwendung der Vorschriften des öffent- 
lichen Dienstrechts, des Sozialversicherungsrechts, 
des Rechts der Arbeitslosenversicherung und Ar- 
beitslosenhilfe sowie des Kindergeldrechts stehen 
der Dienst und die Dienstpflicht im Zivilschutzkorps 
dem entsprechenden Wehrdienst und der Wehr- 
pflicht gleich. 

(2) Bei Anwendung der Vorschriften des Sozial- 
versicherungsrechts und des Rechts der Arbeits- 
losenversicherung tritt an die Stelle des Bundes- 
ministers der Verteidigung der Bundesminister des 
Innern und an die Stelle der Bundeswehr das Zivil- 
schutzkorps. Soweit nach diesen Vorschriften der 
Bund für Zeiten des Wehrdienstes die Beiträge zu 
zahlen hat, zahlt er sie auch für Zeiten des Dienstes 
im Zivilschutzkorps. 

§30b 

Verhältnis zur Wehrpflicht 

(1) Wehrpflichtige, die dem Zivilschutzkorps an- 
gehören oder für dieses einen Heranziehungs- oder 
Bereithaltungsbescheid erhalten haben, werden nicht 
zum Wehrdienst herangezogen und unterliegen 
nicht der Wehrüberwachung. 

(2) Die zuständigen Stellen des Zivilschutzkorps 
sind verpflichtet, das Ausscheiden aus dem Zivil- 
schutzkorps den Wehrersatzbehörden anzuzeigen. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Zivilschutzdienst 


Aufstellung, Stärke, Gliederung 

(1) Der Zivilschutzdienst wird von den kreis- 
freien Städten und den Landkreisen eingerichtet. 

(2) Der Zivilschutzdienst hat Einheiten und Ein- 
richtungen für Aufgaben des Zivilschutzes, insbe- 
sondere für 

Brandschutz, 

Bergung und Instandsetzung, 

ABC-Schutz, 

Sanitätswesen, 

Betreuung. 

(3) Die Stärke und fachliche Gliederung des Zivil- 
schutzdienstes in jedem Land werden vom Bundes- 
minister des Innern im Benehmen mit den Ländern 
durch Aufstellungsweisung festgelegt. Die Stärke 
und fachliche Gliederung der in jeder kreisfreien 
Stadt und jedem Landkreis einzurichtenden Teile 
des Zivilschutzdienstes werden von der zuständigen 
obersten Landesbehörde bestimmt. 

(4) Den Ländern obliegen die Ausbildung von 
Führern und Unterführern und die Abhaltung von 
Sonderlehrgängen. Sie errichten und unterhalten zu 
diesem Zweck Ausbildungsstätten. 

(5) Der Bund kann in eigenen Ausbildungsstätten 
die ergänzende Ausbildung von Führern vornehmen 
und Sonderlehrgänge abhalten. 

(6) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates für die Beschaffung von Liegenschaften 
und Ausrüstungsgegenständen und für Baumaßnah- 
men ganz oder teilweise bundeseigene Verwaltung 
einzuführen. 

§ 32 

Katastrophenschutzorganisationen 

(1) Der Zivilschutzdienst wird vorbehaltlich des 
§ 33 aus Einheiten und Einrichtungen von Organi- 
sationen nichtmilitärischen Charakters gebildet, de- 
ren Aufgabe die Hilfeleistung bei Katastrophen ist. 

(2) Voraussetzung für die Mitwirkung im Zivil- 
schutzdienst ist, daß die einzelne Organisation sich 
gegenüber der kreisfreien Stadt oder dem Landkreis 
dazu bereit erklärt und dabei folgende Verpflich- 
tungen übernimmt: 

1. Aufstellung von Einheiten und Schaffung 
von Einrichtungen nach amtlichen Richt- 
linien, 

2. Ausbildung ihrer für den Einsatz im Zivil- 
schutzdienst in Betracht kommenden An- 
gehörigen nach amtlichen Richtlinien, 


§ 32 

entfällt 


§31 

entfällt 
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3. Teilnahme an den vom Hauptverwaltungs- 
beamten angeordneten Ausbildungsveran- 
staltungen und Übungen, 

4, Unterstellung unter die Einsatz- und Wei- 
sungsbefugnis des Hauptverwaltungsbe- 
amten und seiner Beauftragten im Einsatz 
und bei Übungen, 

(3) Die von den einzelnen Organisationen für den 
Einsatz im Zivilschutzdienst vorgesehenen Ange- 
hörigen sind dem Hauptverwaltungsbeamten zu be- 
nennen, 

(4) Den in Absatz 1 bezeichneten Organisationen 
werden für die ihnen durch die Mitwirkung im 
Zivilschutzdienst zusätzlich übertragenen Aufgaben 
ergänzende Ausrüstungsgegenstände zur Verfügung 
gestellt. Sie erhalten für ihre zusätzlichen Aufwen- 
dungen einen Zuschuß, 

(5) Der Hauptverwaltungsbeamte inspiziert die 
Einheiten und Einrichtungen, die im Zivilschutz- 
dienst mitwirken, und überprüft dabei insbesondere 
den Stand der Ausbildung und den Zustand der 
überlassenen A usrüs tungsgegenstände. 


§ 33 

Besondere Zivilschutzdiensteinheiten 

(1) Der Zivilschutzdienst wird mit Zustimmung 
der zuständigen obersten Landesbehörde aus be- 
sonderen Einheiten und Einrichtungen der kreis- 
freien Städte und der Landkreise gebildet, soweit 
Organisationen im Sinne des § 32 

1, bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht 
oder nicht in ausreichender Stärke vor- 
handen sind und ein ausreichender Auf- 
bau solcher Organisationen nicht zu er- 
warten ist oder 

2, nicht die Gewähr der Dauer bieten oder 

3, die Verpflichtungen des § 32 Abs, 2 und 3 
nicht übernehmen oder nicht einhalten, 

(2) Die Aufstellung, Ausbildung und Ausrüstung 
dieser Einheiten und die Einrichtung und Unter- 
haltung der dafür erforderlichen Ausbildungsstätten, 
Gerätelager und sonstigen Einrichtungen obliegen 
den kreisfreien Städten und den Landkreisen. 

§ 34 

Einsa tzh eiugnis 

(1) Der Zivilschutzdienst untersteht dem Haupt- 
verwaltungsbeamten zum Einsatz in seinem Be- 
reich, 

(2) Der Zivilschutzdienst kann auf Anfordern des 
Hauptverwaltungsbeamten eines benachbarten Ge- 
bietes auch in dessen Bereich eingesetzt werden. 
Die zuständige oberste Landesbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann diesen Einsatz anordnen, 
wenn die sonst zur Verfügung stehenden Kräfte 
nicht ausreichen. 


§34 

entfällt 


§33 

entfällt 
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§ 35 

Mitarbeit im Zivilschutxdienst 

(1) Auf die Mitarbeit im Zivilschutzdienst sind 
die Vorschriften des Zivildienstgesetzes mit Aus- 
nahme des § 2 anzuwenden; die nach § 32 Abs. 3 
benannten Angehörigen der Katastrophenschutz- 
organisationen werden zu Ausbildungsveranstaltun- 
gen im Frieden nicht nach diesen Vorschriften her- 
angezogen. 

(2) Andere als die nach § 32 Abs. 3 benannten 
Personen werden einer in § 32 genannten Einheit 
oder Einrichtung zur Dienstleistung nur zugewiesen, 
wenn die Voraussetzungen des § 4 des Zivildienst- 
gesetzes vorliegen und die Zuweisung zur Herstel- 
lung oder Erhaltung der Einsatzbereitschaft dieser 
Einheit oder Einrichtung unumgänglich ist. 


DRITTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 36 

Luftschutzhilfsdienst 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes enden die 
Aufstellung neuer Einheiten und die Schaffung 
neuer Einrichtungen des Luftschutzhilfsdienstes. 

(2) Bestehende Einheiten und Einrichtungen so- 
wie die Ausrüstung des Luftschutzhilfsdienstes sind 
entsprechend dem Fortschreiten des Aufbaus des 
Zivilschutzkorps und des Zivilschutzdienstes unter 
Beachtung der Vorschriften dieses Gesetzes in den 
Zivilschutzdienst und in das Zivischutzkorps über- 
zuleiten. 


(3) Den Katastrophenschutzorganisationen ist die 
ihnen zur Verfügung gestellte Ausrüstung des Luft- 
schutzhilfsdienstes für die von ihnen nach § 32 auf- 
zustellenden Einheiten und zu schaffenden Einrich- 
tungen des Zivilschutzdienstes zu belassen, soweit 
sie den Ausrüstungsnachweisungen für den Zivil- 
schutzdienst entspricht. 

(4) Das Nähere wird vom Bundesminister des 
Innern im Benehmen mit den Ländern durch Uber- 
leitungsweisung geregelt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§35 

entfällt 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Übergangs- und Seblußbestimmungen 

§36 

Luftschlitzhilfsdienst 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes enden die 
Aufstellung neuer Einheiten und die Schaffung 
neuer Einrichtungen des überörtlichen Luftschutz- 
hilfsdienstes. 

(2) Bestehende Einheiten und Einrichtungen des 
überörtlichen Luftschutzlhlfsdienstes können ent- 
sprechend dem Eortschrciten des Aufbaus des Zivil- 
schutzkorps in den örtlichen Luftschutzhilfsdienst 
übergeleitet werden. Bei der Überleitung ist ihnen 
die erforderliche Ausrüstung zu belassen. Das 
Nähere wird vom Bundesminister des Innern im Be- 
nehmen mit den Ländern durch Uberleitungsweisung 
geregelt. 


§ 36 a 

Anwendung versorgungsrechtlicher Vorschriften 

(1) Bis zu einer anderen gesetzlichen Regelung 
(§ 25 a) sind die Vorschriften über die Versorgung 
der Soldaten der Bundeswehr und ihrer Hinterblie- 
benen mit folgenden Abweichungen entsprechend 
anzuwenden: 

1. Die §§ 28 bis 35, 77 a, 77 b und 91 b des 
Soldatenversorgungsgesetzes sind nicht 
anzuwenden; 
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2. als ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne 
des § 64 Abs. 1 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes gilt auch die Wehrdienstzeit in 
der Bundeswehr; 

3. bei Anwendung des § 79 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes beginnt die Frist mit 
dem Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes; 

4. in § 91 a des Soldatenversorgiuigsgesetzes 
tritt an die Stelle des Bundes der Dienst- 
herr; § 124 in Verbindung mit § 81 Abs. 1 
Satz 2 des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
gilt entsprechend; 

5. bei versorgungsrechtlichen Entscheidun- 
gen treten an die Stelle des Bundesmini- 
sters der Verteidigung die oberste Dienst- 
behörde und für Angehörige des Zivil- 
schutzkorps im Dienst eines Landes an die 
Stelle des Bundesministers des Innern die 
für das Versorgungsrecht des öffentlichen 
Dienstes zuständige oberste Landesbehör- 
de; 

6. durch Rechtsverordnung der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates 
wird bestimmt, welche Einrichtungen an 
die Stelle der Bundeswehrfachschiilen tre- 
ten. 

(2) § 20 Abs. 2 gilt entsprechend. 


§ 36 b 

Anwendung disziplinarrechtlicher Vorschriften 

Bis zu einer anderen gesetzlichen Regelung (§ 28 
Abs. 2) gilt für die Bestrafung von Dienstvergehen 
und für die Würdigung besonderer Leistungen durch 
Anerkennung die Wehrdisziplinarordnuiig sinn- 
gemäß mit folgenden Abweichungen: 

1. § 28 Abs. 6, §§ 50 bis 58, 75 und 118 Abs. 1 der 
Wehrdisziplinarordnung sind nicht anzuwen- 
den; 

2. an die Steile des Bundesministers der Ver- 
teidigung tritt die oberste Dienstbehörde; 

3. in den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 2 und des § 3 
Abs. 1 Nr. 2 der Wehrdisziplinarordnung tritt 
an die Stelle des Ministerialblatts des Bun- 
desministers der Verteidigung das Amtsblatt 
der obersten Dienstbehörde; 

4. an die Stelle der Angehörigen der Reserve 
treten die Angehörigen des Zivilscluitzkorps, 
die keinen Dienst leisten; 

5. an die Stelle der in §§ 3, 5 Satz 2, § 17 Abs. 1 
Satz 2 und § 72 Abs. 1 Nr. 2 der Wehrdiszi- 
plinarordnung genannten Dienststellungen 
treten die entsprechenden Dienststellungen im 
Zivilschutzkorps. Der Bundesminister des In- 
nern stellt fest, welche Dienststellungen ein- 
ander entsprechen; 
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6. an die Stelle der Wehrdisziplinaranwälte tre- 
ten die Disziplinaranwälte des Zivilschutz- 
korps; 

7. an Stelle der Wehrdienstgerichte sind die Dis- 
ziplinargerichte für Beamte zuständig. Das 
gilt auch für die Fälle des § 30 Nr. 3, 6 und 7 
der Wehrdisziplinarordnung. 

Die nicht rechtskundigen Beisitzer, die nach 
den Vorschriften über die Besetzung der Dis- 
ziplinargerichte mitwirken, müssen Angehö- 
rige des Zivilschutzkorps sein; ein nicht rechts- 
kundiger Beisitzer muß der Dienstgradgruppe 
des Beschuldigten angehören. Die oberste 
Dienstbehörde bestellt die nicht rechtskundi- 
gen Beisitzer bei den Gerichten, die für Dienst- 
strafverfahren gegen Angehörige des Zivil- 
schutzkorps aus ihrem Dienstbereich zuständig 
sind, für die Dauer eines Geschäftsjahres; 

8. Einleitungsbehörde für die im Dienste eines 
Landes stehenden Führer, die denselben 
Dienstgrad haben wie die im Dienste des 
Bundes stehenden Führer, hinsichtlich derer 
der Bundespräsident das Ernennungsrecht 
ausübt, ist die oberste Dienstbehörde; sie 
kann ihre Befugnis auf unmittelbar nacli- 
geordnete Dienststellen übertragen, sie je- 
doch im Einzelfall wieder an sich ziehen; 

9. hält die Einleitungsbehörde wegen der 
Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage eine 
Untersuchung für geboten, so bestellt sie 
einen Angehörigen des Zivilschutzkorps oder 
einen Beamten zum Untersuchungsführer; 
dieser muß die Befähigung zum Richteramt 
haben oder die Voraussetzungen des § 110 
Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes erfüllen. 

Der Untersuchungsführer ist in der Durchfüh- 
rung der Untersuchung unabhängig und, ab- 
gesehen vom Falle des § 77 Satz 1 der Wehr- 
disziplinarordnung, an Weisungen nicht ge- 
bunden. 

§ 44 Abs. 3 Satz 2 bis 5, §§ 45, 46 und 48 der 
Bundesdisziplinarordnung sind sinngemäß an- 
zuwenden; 

10. für die Ausübung des Gnadenrechts hinsicht- 
lich der gegen Angehörige des Zivilschutz- 
korps verhängten Disziplinarstrafen gilt § 24 
Abs. 3 entsprechend. 
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§ 37 

Auftragsverwaltung 

(1) Soweit die Ausführung dieses Gesetzes den 
Ländern, den Gemeinden oder den Gemeindever- 
bänden obliegt, handeln sie im Auftrag des Bundes. 

(2) Für die kreisfreien Städte und die Landkreise 
handelt der Hauptverwaltungsbeamte. 

(3) Der Bundesminister des Innern übt in seinem 
Aufgabenbereich die Befugnisse aus, die der Bundes- 
regierung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes 
zustehen. Er kann diese Befugnisse sowie seine 
Weisungsbefugnis nach Artikel 85 Abs. 3 des 
Grundgesetzes und sein Inspektionsrecht ganz oder 
teilweise auf das Bundesamt für zivilen Bevölke- 
rungsschutz übertragen. 

§ 38 
Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, den kreisfreien Städten und den 
Landkreisen durch dieses Gesetz, durch die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun- 
gen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften und 
durch Weisungen der zuständigen Bundesbehörden 
vorgeschrieben werden; von den persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten werden nur die inner- 
halb des Zivilschutzkorps anfallenden Kosten über- 
nommen. 

(2) Die Ausgaben für die nach Absatz 1 vom 
Bund zu tragenden Kosten sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten. Die damit zusammenhängenden 
Einnahmen sind an den Bund abzuführen. 

(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das 
Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertragen und 
zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der 
zuständigen Landes- und Gemeindebehörden ange- 
wendet werden. 

(4) Die Kosten der Einsätze des Zivilschutzkorps 
und des Zivilschutzdienstes bei Katastrophen und 
Unglücksfällen in Friedenszeiten sind dem Bund 
von dem Aufgabenträger zu erstatten. 

§ 39 

Allgemeine V erwaltungs Vorschrift en 

Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvor- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 37 

Auftragsverwaitung 

(1) Soweit die Ausführung dieses Gesetzes den 
Ländern obliegt, handeln sie im Auftrag des Bundes. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Der Bundesminister des Innern übt in seinem 
Aufgabenbereich die Befugnisse aus, die der Bun- 
desregierung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grund- 
gesetzes zustehen. Er kann diese Befugnisse sowie 
seine Weisungsbefugnis nach Artikel 85 Abs. 3 des 
Grundgesetzes ganz oder teilweise auf das Bundes- 
amt für zivilen Bevölkerungsschutz übertragen. 

§ 38 

Kosten 

(1) Der Bund tragt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern durch dieses Gesetz, durch die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun- 
gen und allgemtünen Verwaltungsvorschriften und 
durch Weisung der zuständigen Bundesbehörden 
vorgeschrieben werden; von den persönlichen und 
sächlichen Verwaltungskosten werden nur die inner- 
halb des Zivilschutzkorps anfallenden Kosten über- 
nommen. 


(2) u n v e r ä n d e r t 


(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das Haus- 
hdltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verant wörtlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zustän- 
digen obersten Landesbehörden übertragen und zu- 
lassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der zu- 
ständigen Landesbehörden angewendet werden. 

(4) Die Kosten der Einsätze des Zivilschutzkorps 
bei Katastrophen und Unglücks fällen in Friedens- 
zeiten sind dem Bund von dem Aufgabenträger zu 
erstatten. 

§ 39 

Allgemeine V erwaltungs Vorschriften 

Der Bundesminister des Innern erläßt im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister der Verteidigung 
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Schriften zur Ausführung dieses Gesetzes, insbe- 
sondere 

über Aufstellung, Stärke, Gliederung, Ausbildung, 
Ausrüstung, Einsatz und Kosten des Zivilschutz- 
korps und des Zivilschutzdienstes, 

über Dienstgradbezeichnungen, Dienstkleidung, 
Gemeinschaftsunterkünfte, Gemeinschaftsverpfle- 
gung und Meldeüberwachung der Angehörigen 
des Zivilschutzkorps und 

über die Grundsätze, die der Auswahl der Dienst- 
pflichtigen für die Heranziehung und Einteilung 
zum Zivilschutzkorps und zum Zivilschutzdienst 
zugrunde zu legen sind. 

§ 40 

Stadtstaaten-Klausel 

Die Senate der Länder Bremen und Hamburg 
werden ermächtigt, die Vorschriften dieses Geset- 
zes über die Zuständigkeit von Behörden dem be- 
sonderen Verwaltungsaufbau ihrer Länder anzu- 
passen und insbesondere zu bestimmen, welche Stel- 
len die Aufgaben der kreisfreien Städte und der 
Landkreise nach Maßgabe dieses Gesetzes wahrzu- 
nehmen haben. 

§ 41 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

§ 125 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der 

Fassung vom 1. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1834) erhält folgende Fassung; 


„§ 125 

(1) Der Beamte ist entlassen, wenn er zum Be- 
rufssoldaten, ziun Soldaten auf Zeit, zum berufs- 
mäßigen Angehörigen des Zivilschutzkorps oder 
zum Angehörigen des Zivilsdiutzkorps auf Zeit er- 
nannt wird. Der Berufssoldat oder der Soldat auf 
Zeit ist entlassen, wenn er zum Beamten, zum be- 
rufsmäßigen Angehörigen des Zivilschutzkorps oder 
zum Angehörigen des Zivilschutzkorps auf Zeit er- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

und mit Zustimmung dos Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften zur Ausführung dieses Ge- 
setzes, insbesondere 

über Stärke, Gliederung, Ausbildung, Ausrüstung, 
Einsatz und Kosten des Zivilschutzkorps und 

über Dienstkleidung, Gemeinschaftsunterkünfte 
und Gemeinschaftsverpflegung der Angehörigen 
des Zivilschutzkorps. 


§40 

entfällt 


§41 

Änderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
vom 1. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1834), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz vom .... (Bundes- 
gesetzbl. IS....), wird wie folgt geändert: 

1. § 68 Satz 1 erhält folgende Fassung; 

„Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der 
ein Beamter vor der Berufung in das Beamten- 
verhältnis berufsmäßig im Dienst der Bundes- 
wehr oder der früheren Wehrmacht, im Zivil- 
schutzkorps, im früheren Reichsarbeitsdienst 
oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden 
hat." 

2. In § 69 erhält Nummer 1 folgende Fassung: 

„1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder nicht- 
berufsmäßigen Dienst im Zivilschutzkorps 
geleistet hat oder . . 

3. § 125 erhält folgende Fassung: 

„§ 125 

(1) Der Beamte ist entlassen, wenn er zum Be- 
rufssoldaten, zum Soldaten auf Zeit, zum berufs- 
mäßigen Angehörigen oder zum Angehörigen 
auf Zeit des Zivilschutzkorps ernannt wird. Der 
Berufssoldat oder der Soldat auf Zeit ist ent- 
lassen, wenn er zum Beamten, zum berufsmäßigen 
Angehörigen oder zum Angehörigen auf Zeit des 
Zivilschutzkorps ernannt wird. Der berufsmäßige 
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nannt wird. Der berufsmäßige Angehörige des Zi- 
vilschutzkorps oder der Angehörige des Zivilschutz- 
korps auf Zeit ist entlassen, wenn er zum Beamten, 
zum Berufssoldaten oder zum Soldaten auf Zeit er- 
nannt wird. Die Entlassung gilt als Entlassung auf 
eigenen Antrag. 

(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht, wenn ein 
Soldat auf Zeit oder ein Angehöriger des Zivil- 
schutzkorps auf Zeit zum Beamten auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst ernannt wird. In diesem Falle 
gelten § 49 Satz 2 und § 124 sinngemäß." 


§ 42 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

(1) Das Bundesbesoldungsgesetz vom 21. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. 1 S. 993), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Februar 1963 (Bundesgesetz- 
blatt 1 S. 132), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift zu Kapitel I erhält folgende Fas- 
sung: 

„Dienstbezüge der Beamten, Richter, Soldaten, 
beruismäßigen Angehörigen des Zivilschutzkorps 
und Angehörigen des Zivilschutzkorps auf Zeit". 

2. In § 1 w^erden hinter der Nummer 3 der Punkt 
durch ein Komma ersetzt und folgende Worte neu 
eingefügt: 
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Angehörige oder der Angehörige auf Zeit des 
Zivilschutzkorps ist entlassen, wenn er zum Be- 
amten, zum Berufssoldaten oder zum Soldaten 
auf Zeit ernannt wird. Die Entlassung gilt als 
Entlassung auf eigenen Antrag. 

(2) Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt nicht, wenn ein 
Soldat auf Zeit oder ein Angehöriger auf Zeit des 
Zivilschutzkorps zum Beamten auf Widerruf im 
Vorbereitungsdienst ernannt wird. In diesem 
Falle gelten § 49 Satz 2 und § 124 sinngemäß." 

§ 41a 

Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung vom 

1. Oktober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1801), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom (Bundes- 
gesetzbl. IS ), wird wie folgt geändert: 

1. In § 112 Nr. 1 werden die Worte „Bundesbeamter 
oder Berufssoldat" durch die Worte „Bundes- 
beamter, Berufssoldat oder berufsmäßiger Ange- 
höriger des Zivilschutzkorps" ersetzt. 

2. § 113 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. berufsmäßig im Dienst der Bundeswehr oder 
der früheren Wehrmacht, im Zivilschutz- 
korps, im früheren Reichsarbeitsdienst oder 
im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat 
oder". 

3. In § 114 erhält Nummer 1 folgende Fassung: 

„1. nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder nicht- 
berufsmäßigen Dienst im Zivilschutzkorps 
geleistet hat oder". 

4. In § 154 Abs. 5 werden hinter den Worten „als 
Soldat auf Zeit" die Worte „oder als berufs- 
mäßiger Angehöriger oder als Angehöriger auf 
Zeit des Zivilschutzkorps" eingefügt. 

5. In § 165 Abs. 2 Nr. 4 werden hinter den Worten 
„als Soldat auf Zeit" die Worte „oder als berufs- 
mäßiger Angehöriger oder Angehöriger auf Zeit 
des Zivilschutzkorps" eingefügt. 

§ 42 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

(1) Das Bundesbesoldungsgesefz in der Fassung 
vom 18. Dezember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 916), 
zuletzt geändert durch Gesetz (Bundes- 

gesetzbl. IS....) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

1. Die Überschrift zu Kapitel I erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Dienstbezüge der Beamten, Richter, Soldaten 
und Angehörigen des Zivilschutzkorps". 

2. In § 1 werden hinter Nummer 3 der Punkt durch 
ein Komma ersetzt und folgende Worte ange- 
fügt: 
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„4. berufsmäßige Angehörige des Zivilschutz- 
korps und Angehörige des Zivilschutzkorps 
auf Zeit." 

3. § 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Beamte, Richter, Soldaten, berufsmäßige Ange- 
hörige des Zivilschutzkorps und Angehörige des 
Zivilschutzkorps auf Zeit erhalten die Dienst' 

Bezüge von dem Tage an, mit dem ihre Ernen- 
nung wirksam wird." 


4. Hinter § 36 wird als Abschnitt IV a neu einge- 
fügt; 

„Abschnitt IV a 

Die Dienst- und Sachbezüge der berufsmäßigen 
Angehörigen des Zivilschutzkorps und der An- 
gehörigen des Zivilschutzkorps auf Zeit 

§ 36 a 

Für die Dienst- und Sachbezüge der berufs- 
mäßigen Angehörigen des Zivilschutzkorps und 
der Angehörigen des Zivilschutzkorps auf Zeit 
gilt Abschnitt IV mit Ausnahme des § 33 ent- 
sprechend. Die Verwaltungsvorschriften zu § 36 
erläßt für das Zivilschutzkorps der Bundesmini- 
ster des Innern im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen/' 


5. § 43 erhält folgende Fassung: 

43 

Die §§ 40 bis 42 gelten auch für Richter, die 
§§ 40 und 41 auch für Soldaten, berufsmäßige 
Angehörige des Zivilschutzkorps und Angehö- 
rige des Zivilschutzkorps auf Zeit." 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die Besoldungsordnungen A und B (An- 
lage 1 zum Bundesbesoldungsgesetz) durch die Auf- 
nahme der Dienstgradbezeichnungen der Angehöri- 
gen des Zivilschutzkorps in die entsprechenden Be- 
soldungsgruppen zu ergänzen. 


Beschlüsse d e s 6. A u s s c h u s s e s 

„4. berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
auf Zeit des Zivilschutzkorps im Dienst des 
Bundes." 

3. § 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die in § 1 genannten Empfänger von Dienst- 
bezügen erhallen die Dienstbezüge von demTage 
an, mit dem ihre Ernennung oder ihre Versetzung, 
ihre Übernahme oder ihr Übertritt in den Dienst 
des Bundes wirksam wird." 

3a. § 4 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das gilt auch für die entsprechenden Vollzugs- 
beamten im Bundesgrenzschutz und für die ent- 
sprechenden Angehörigen des Zivilschutzkorps." 

4. Hintei' § 36 wird als Abschnitt IV a eingofügt: 

„Abschnitt IV a 

Die Dienst- und Sachbezüge der berufsmäßigen 
Angehörigem und der Angehörige^u auf Zeit des 
Zivilschutzkorps 

§ 36 a 

(1) F ür die Dienst- und Sachbezüge der berufs- 
mäßigen Angehörigen und der Angehörigen auf 
Zeit des Zivilscluitzkorps gilt Abschnitt IV ent- 
sprechend. § 33 gilt nicht für Angehörige des 
Zivilscluitzkorps, die sich für eine Dienstzeit von 
mindestens zwei Jahren verpflichten. 

(2) Die Verwdltuugs vorschrillen zu §§ 23 
und 36 erläßt lür die im Dienst des Bundes 
stehenden Angehörigen des Zivilschutzkorps der 
Bundesminister des Innern." 

5. § 43 erhält folgende Fassung: 

„§ 43 

Die §§ 40 bis 42 gelten auch für Richter und 

Angehörige des Zivilschutzkorps, die §§ 40 und 41 

auch für Soldaten." 


( 2 ) Die dem Bundesbesoldungsgesetz als Anlage I 
beigegebenen Besoldungsordnungen A und B wer- 
den wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In der Vorbemerkung Nummer 1 werden hin- 
ter dem Wort „Soldaten" die Worte „sowie 
der Angehörigen des Zivilschutzkorps" ein- 
gefügt. 

2. Es werden folgende Dienstgradbezeichnungen 
eingefügt: 

a) bei Besoldungsgruppe A 1 
„Schutzkorpsmann" 

b) bei Besoldungsgruppe A 2 
„Truppführer im Zivilschutzkorps" 

c) bei Besoldungsgruppe A 3 
„Obertruppführer im Zivilschutzkorps" 
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d) bei Besoldungsgruppe A 4 
„Haupttruppführer im Zivilschutzkorps“ 

e) bei Besoldungsgruppe A 5 
„Wachtmeister im Zivilschutzkorps" 
„Oberwachtmeister im Zivilschutzkorps ^)“ 

f) bei Besoldungsgruppe A 6 
„Hauptwachtmeister im Zivilschulzkorps" 

g) bei Besoldungsgruppe A 7 
„Meister im Zivilschutzkorps" 

h) bei Besoldungsgruppe A 8 
„Obermeister im Zivilschutzkorps" 

i) bei Besoldungsgruppe A 9 
„Stabsmeister im Zivilschutzkorps" 
„Zugführer im Zivilschutzkorps i)" 
„Oberzugführer im Zivilschutzkorps 2)" 

j) bei Besoldungsgruppe A 10 
„Oberstabsmeister im Zivilschutzkorps" 

k) bei Besoldungsgruppe All 
„Bereitschaflsführer im Zivilschutzkorps" 

l) bei Besoldungsgruppe A 13 
„Abteilungsführer im Zivilschutzkorps" 
„Stabsarzt im Zivilschutzkorps" 

m) bei Besoldungsgruppe A 14 

„Oberabteilungsführer im Zivilschutz- 
korps" 

„Oberstabsarzt im Zivilschutzkorps" 

n) bei Besoldungsgruppe A 16 
„Bereichsführer im Zivilschutzkorps" 
„Bereichsarzt im Ziviischutzkorps" 

o) bei Besoldungsgruppe B 5 
„Inspekteur des Zivilschutzkorps" 
„Oberbereichsführer im Zivilschutzkorps". 

3. In der Fußnote 1) zu Besoldungsgruppe A9 
werden hinter dem Wort „Beamte" das Wort 
„und" durch ein Komma ersetzt und hinter 
dem Wort „Soldaten" die Worte „und Ange- 
hörige des Zivilschutzkorps" eingefügt. 


§ 42 a 

Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 

Das Bundessozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 815), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom (Bundesgesetzbl. IS... .), 

wird wie folgt geändert: 

1. In § 127 Abs. 3 wird an Nummer 3 angefügt: 
„sowie Dienstpflichtige, die im Zivilschutzkorps 
Dienst leisten,". 

2. In § 135 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „wehr- 
pflichtiger Soidaten und Ersatzdienstleistender" 
durch die Worte „der in § 127 Abs. 3 Nr. 3 ge- 
nannten Personen" ersetzt. 
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§ 43 

Änderung des Wehrpilichtgesetxes 

§ 13 a Abs, 2 des Wehrpfiiehtgesetzes in der Fas- 
sung vom 25. Mai 1962 (Biindesgesetzhl. 1 S. 349) 
erhält folgende Fassung: 

„(2) Welche Wehrpflichtigen zum Zivilschutzkorps 
herangezogen oder eingeteilt werden, bestimmt 
sich nach § 5 des Gesetzes über das Zivilschutzkorps 

und den Zivilschutzdienst vom 

(Bundesgesetzbl. IS ). Aus welchen Jahrgän- 

gen Wehrpflichtige für sonstige Dienstleistungen 
im zivilen Bevöikerungs schütz mit der Folge der 
Nichtheranziehung zum Wehrdienst vorgesehen 
werden können, regelt eine Rechtsverordnung. Dar- 
in kann außerdem nach der beruflichen Tätigkeit 
der Wehrpflichtigen, ihrem militärischen Ausbil- 
dungsstand, ihrem Tauglichkeitsgrad sowie ihrer 
Ausbildung und vorgesehenen Verwendung im zi- 
vilen Bevölkerungsschutz unterschieden werden.'" 


§ 42 b 

Änderung des Schwerbeschädigtengesetzes 

In § 1 Abs. 1 Buchstabe a des Schwerbeschädigten- 
gesetzes in der Fassung vom 14. August 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1233) werden die Worte angefügt: 

„im Sinne des § 36 a des Gesetzes über das Zivil- 
schutzkorps vom .... (Bundesgesetzbl. IS... .), 
oder". 

§ 43 

entfällt 

vergleiche § 30 b 


§ 43 a 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

§ 10 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 
vom 13. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 10), zu- 
letzt geändert durch das Gesetz vom (Bun- 

desgesetzbl. IS.. . .), wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Anrechnung anderen Dienstes"; 

2. Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Geleisteter Wehrdienst und Dienst im Zivil- 
schutzkorps werden auf den Ersatzdienst ange- 
rechnet." 

§ 43 b 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom (Bundesgesetzbl. IS... .), wird 

wie folgt geändert: 

1. Hinter § 22 Nr. 4 wird als Nummer 4 a neu ein- 
gefügt: 

„4 a. berufsmäßige Angehörige und Angehörige 
auf Zeit des Zivilschutzkorps". 
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§ 44 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes) und der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe 
dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 45 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


2. § 52 Nr. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für alle Klagen der Beamten, Soldaten, Ange- 
hörigen des Zivilschutzkorps, Ruhestandsbeam- 
ten, Soldaten im Ruhestand, Angehörigen des 
Zivilschutzkorps im Ruhestand, früheren Beam- 
ten, Soldaten und Angehörigen des Zivilschutz- 
korps und der Hinterbliebenen aus dem Beamten- 
oder Wehrdienstverhältnis oder dem Dienstver- 
hältnis im Zivilschutzkorps ist das Verwaltungs- 
gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der 
Kläger seinen dienstlichen Wohnsitz oder in Er- 
mangelung dessen seinen Wohnsitz hat." 

§ 44 

unverändert 


§ 45 

unverändert 
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Anlage 

(zu § 11 e Abs. 2 Satz 2 und § 11 f Abs. 1) 


Dienstgradbezeichnungen 
Einstufung der Dienstpflichtigen bei Anwendung 
des Wehrsoldgesetzes 


Dienstgradbezeichnungen 

Wehrsold- 

gruppe 

übungsgeld- 

gruppe 

Schutzkorpsmann 


1 

1 

Truppführer 

i.ZSK 

2 

1 

Obertruppführer 

i.ZSK 

2 

2 

Haupttruppführer 

i.ZSK 

2 

3 

Wachtmeister 

i. ZSK 

3 

4 

Oberwachtmeister 

i.ZSK 

3 

5 

Hauptwachtmeister 

i.ZSK 

4 

6 

Meister 

i.ZSK 

4 

7 

Obermeister 

i.ZSK 

4 

8 

Stabsmeister 

i.ZSK 

5 

9 

Oberstabsmeister 

i.ZSK 

6 

10 

Zugführer 

i.ZSK 

5 

9 

Oberzugführer 

i. ZSK 

6 

10 

Bereitschaftsführer 

i. ZSK 

7 

11 

Abteilungsführer 

i. ZSK 1 

8 

12 

Stabsarzt 

i. ZSK 1 

Oberabteilungsführer 

i. ZSK 1 

9 

13 

Oberstabsarzt 

i. ZSK i 


Bereichsführer 

i. ZSK 1 

10 

15 

Bereichsarzt 

i.ZSKj 

Oberbereichsführer 

i.ZSK 

11 

16 
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